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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Innere Sicherheit

Als Weiterentwicklung des Schengen-Besitzstands muss die Schweiz, ihres Zeichens
assoziiertes Schengen-Mitglied, die Änderung der EU-Waffenrichtlinie (2017/853)
übernehmen. Dazu muss die Bundesversammlung einerseits einen entsprechenden
völkerrechtlichen Vertrag (in Form eines Notenaustausches) genehmigen und
andererseits das Schweizer Waffengesetz anpassen, um die Änderungen im
Landesrecht umzusetzen. Für die Übernahme und Umsetzung der EU-Richtlinie hat die
Schweiz bis am 31. Mai 2019 Zeit, sonst droht der Ausschluss aus den Abkommen von
Schengen und Dublin. Nachdem das diesbezügliche Vernehmlassungsverfahren kurz
nach Jahresbeginn abgeschlossen worden war, verabschiedete der Bundesrat Anfang
März 2018 seine Botschaft zur Genehmigung und Umsetzung der geänderten EU-
Waffenrichtlinie. Da sich ein Grossteil der in der Vernehmlassung geäusserten Kritik
eher auf die Vorgaben der Richtlinie als auf deren tatsächliche Umsetzung konzentriert
hatte und auch der Gestaltungsspielraum bei der Umsetzung praktisch ausgeschöpft
worden war, weist der Entwurf zuhanden des Parlaments im Vergleich zur
Vernehmlassungsvorlage nur wenige Anpassungen auf. So sieht etwa Art. 33 Abs. 1 Bst. a
WG vor, die Waffe von Sportschützinnen und -schützen zu beschlagnahmen und die
Strafverfolgung wegen unberechtigten Waffenbesitzes zu eröffnen, falls diese die
Auflage missachten, entweder die Mitgliedschaft in einem Schiessverein oder auf
andere Art den regelmässigen Gebrauch ihrer Feuerwaffe für das sportliche Schiessen
zu belegen und diesen Nachweis nach fünf und nach zehn Jahren zu wiederholen. Sei
der Erwerb der Waffe seinerzeit jedoch rechtmässig erfolgt, soll der betreffenden
Person mittels einer Ergänzung von Art. 31 Abs. 2 WG die Möglichkeit gegeben werden,
ein neues Gesuch für eine Ausnahmebewilligung einzureichen oder die Waffe einer
berechtigten Person zu übertragen, um den strafrechtlichen Konsequenzen zu
entrinnen. Zu den wichtigsten Änderungen zählt des Weiteren die Verlängerung der
Frist, innerhalb welcher der Besitz einer neu verbotenen Waffe vom kantonalen
Waffenbüro bestätigt werden muss, von zwei auf drei Jahre, um die Arbeitslast für die
Kantone besser zu verteilen. Ebenso wurde die Frist, innerhalb welcher die
Waffenhändlerinnen und -händler den kantonalen Waffenbüros Meldung über erfolgte
Transaktionen im Zusammenhang mit halbautomatischen Waffen erstatten müssen, von
zehn auf zwanzig Tage ausgedehnt. Damit blieben die zentralen Punkte der Vorlage
grösstenteils unangetastet. Halbautomatische Feuerwaffen werden von der Kategorie B
der bewilligungspflichtigen Waffen in die Kategorie A der verbotenen Waffen überführt,
wodurch sie zukünftig nur noch mit einer Ausnahmebewilligung erworben werden
können. Verschiedene Ausnahmetatbestände für Sportschützen, Waffensammlungen
und  für aktuelle Besitzerinnen und Besitzer von neu verbotenen Waffen sowie bei der
Übernahme der Armeewaffe ermöglichen jedoch weiterhin den Einsatz dieser Waffen
im schweizerischen Schiesswesen. Es sind weder medizinische oder psychologische
Tests noch die Einführung eines zentralen Waffenregisters vorgesehen. Hingegen
werden zur besseren Rückverfolgbarkeit von Waffen die Markierungspflicht auf alle
wesentlichen Bestandteile von Feuerwaffen ausgedehnt und der Informationsaustausch
mit anderen Schengen-Staaten erweitert.

Schützen- und Waffenkreise konnten der Vorlage nach wie vor nichts abgewinnen. Der
Bundesrat sei überhaupt nicht auf die ihrerseits in der Vernehmlassung geäusserten
Einwände eingegangen; der Gesetzesentwurf sei ein «Affront gegenüber den Schützen»
und ein «Kniefall vor der EU», liess SVP-Nationalrat Werner Salzmann, Präsident des
Berner Schiesssportverbandes und Wortführer der Gegner einer
Waffenrechtsverschärfung, in der Presse verlauten. Das Gesetz trage nichts dazu bei,
die Sicherheit in der Schweiz zu verbessern, stattdessen würden unbescholtene Bürger
plötzlich zu Besitzern von verbotenen Waffen gemacht. Das könne nicht akzeptiert
werden und falls das Parlament hier keine Kehrtwende vollziehe, müsse das
Referendum ergriffen werden. Dass damit die Schweizer Beteiligung an
Schengen/Dublin aufs Spiel gesetzt werde, sei er sich bewusst, Schuld daran habe aber
der Bundesrat, weil er es versäumt habe, den Schützen entgegenzukommen. Auch
ProTell befand den Vorschlag des Bundesrates für inakzeptabel und kündigte das
Referendum an, falls er so vom Parlament verabschiedet würde. Die Gesetzesänderung
sei ein «Misstrauensvotum gegen all jene Bürger, die Waffen besitzen», drückte es
ProTell-Generalsekretär Robin Udry gegenüber den Medien aus. Präsident ad interim

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 02.03.2018
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und SVP-Nationalrat Jean-Luc Addor (VS) störte sich laut dem «Blick» daran, dass die
neuen Regeln vor allem ehrliche Waffenbesitzer träfen anstatt «Terroristen [...], die
sich über unsere Gesetze lustig machen.» Der Bundesrat zerstöre damit das
traditionelle Vertrauen zwischen Bürger und Staat. Auch er drohte mit dem
Referendum. Gemäss einem vom Tages-Anzeiger zitierten Communiqué wolle auch die
SVP «alle unnötigen Verschärfungen in unserem Waffengesetz entschieden
bekämpfen» und das Referendum unterstützen, würden die fraglichen Punkte vom
Parlament nicht verbessert.
Zufrieden mit dem bundesrätlichen Entwurf zeigten sich unterdessen die Kantone,
deren Anliegen der Bundesrat auch Rechnung getragen hatte. Hans-Jürg Käser,
Präsident der KKJPD, glaubte erst gar nicht, dass es den mit dem Referendum
drohenden Kritikern wirklich um die halbautomatischen Waffen gehe: «Diese Kritiker
sind gegen die EU und gegen alles Europäische wie Schengen», argwöhnte er in der
NZZ, das Schengen-Abkommen bringe der Schweiz jedoch viel Sicherheit und dürfe
deshalb nicht «wegen einer pragmatischen Anpassung des Waffenrechts» gefährdet
werden. Die Bedeutung von Schengen/Dublin betonten auch FDP und CVP, welche den
Vorschlag des Bundesrates ebenfalls unterstützten. CVP-Nationalrätin Ida Glanzmann-
Hunkeler (LU) sprach von einem «moderaten» Gesetz, das «wirklich nur ein Minimum»
verlange, während FDP-Ständerat Joachim Eder (ZG) den Bundesrat lobte, er habe «gut
verhandelt». 1

Institutionen und Volksrechte

Bundesrat

Zu einer ersten Klärung der Situation trugen die Parlamentswahlen bei. So zogen die
Grünen aufgrund der Niederlage bei den Parlamentswahlen ihren Anspruch auf einen
Bundesratssitz zurück und traten nicht bei den Erneuerungswahlen an, obwohl sie noch
vor den Wahlen einen Regierungssitz für sich reklamiert hatten. Sie hatten dabei nicht
nur mit ihrer Wählerstärke sondern auch mit der wachsenden Bedeutung und
Berücksichtigung der Umweltpolitik argumentiert und eine Liste mit möglichen
Kandidierenden (darunter die Regierungsräte Bernhard Pulver (BE) und Guy Morin (BS),
der Genfer Ständerat Robert Cramer oder die Zürcher Stadträtin Ruth Genner) ins
Gespräch gebracht. Die BDP hingegen sah dank ihres Erfolges bei den Wahlen keinen
Anlass, ihre Bundesrätin zurückzuziehen. Eveline Widmer-Schlumpf gab Ende Oktober
denn auch definitiv bekannt, sich für die Wiederwahl bereitzustellen. Die SVP ihrerseits,
die bei den Wahlen Sitze einbüssen musste, schloss vorerst eine Kampfkandidatur
gegen die FDP aus.

Die SP brachte mögliche Kandidaten für die Nachfolge von Micheline Calmy-Rey früh in
Stellung und nutzte die Auswahlprozedur geschickt für zusätzliche
Medienaufmerksamkeit im Wahlkampf. Die Partei bekräftigte, dass nur Kandidierende
aus der lateinischen Schweiz in Frage kämen. Als Topfavoriten galten der Waadtländer
Staatsrat Pierre-Yves Maillard und der Freiburger Ständerat Alain Berset. Kandidaturen
reichten zudem Nationalrat Stéphane Rossini (VS) und die Tessiner Nationalrätin Marina
Carobbio ein. Die SP-Fraktion präsentierte Ende November mit Alain Berset und Pierre-
Yves Maillard ein Zweierticket. Die Nichtnomination von Marina Carobbio stiess
insbesondere in der Südschweiz auf Enttäuschung, bedeutete dies doch, dass das
Tessin seit 1996 (Rücktritt von Flavio Cotti) weiter auf eine Vertretung in der
Landesregierung warten musste.

Obwohl die SVP sich schon sehr früh als Herausforderin profilierte, tat sie sich mit der
Suche nach Kandidierenden schwer. Zwar brachte sich Jean-François Rime (FR) schon
früh in Stellung. Die als Favoriten gehandelten Kandidaten sagten aber spätestens nach
den Parlamentswahlen alle ab: So verzichteten etwa der nicht in den Ständerat gewählte
Caspar Baader (BL) oder der neue Ständerat Roland Eberle (TG). Auch Nationalrat Adrian
Amstutz (BE), der im November seine Wiederwahl in den Ständerat nicht geschafft
hatte, verzichtete genauso auf eine Kandidatur wie der umworbene Nationalrat Peter
Spuhler (TG) und Parteipräsident Toni Brunner (SG). Zum Problem der SVP wurde
allgemein die Wählbarkeit der Kandidierenden: Während linientreue Hardliner vom
Parlament als nicht wählbar betrachtet wurden, hatten es moderate SVP-Exponenten
schwer, die Hürde der Fraktionsnominierung zu überspringen. Bis Ende November
meldeten schliesslich Nationalrat Guy Parmelin (VD), Ständerat Hannes Germann (SH),
und die Regierungsräte Jakob Stark (TG) und Heinz Tännler (ZG) ihre Ambitionen an.
Eher überraschend kam die Kandidatur von Nationalrat und Gewerbeverbandspräsident
Bruno Zuppiger (ZH), der als Schwergewicht betrachtet wurde und der angab, auf Bitte

ANDERES
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von Christoph Blocher (ZH) anzutreten. Zuppiger war jeweils schon bei den
Bundesratswahlen 2003, 2007 und 2008 von der SP als valabler SVP-Kandidat ins Spiel
gebracht worden. Er galt deshalb weit über das bürgerliche Lager hinaus als wählbar
und wurde denn auch prompt neben Rime auf ein Zweierticket gehievt. Allerdings
zwang ihn ein von der Weltwoche verbreiteter Vorwurf, bei einer Erbschaft
unrechtmässig Geld abgezweigt zu haben, zum Rückzug seiner Kandidatur. Die Presse
ging mit der SVP-Spitze, die offenbar von der Sache gewusst hatte und vorerst an
Zuppiger festhielt, hart ins Gericht. In einer Nacht- und Nebelaktion stellte die SVP in
der Folge nicht etwa einen der von den Kantonalsektionen nominierten Kandidaten,
sondern Nationalrat Hansjörg Walter als Ersatzkandidaten auf. Dieser hatte sich im
offiziellen Nominationsverfahren nicht zur Verfügung gestellt, weil er das Amt des
Nationalratspräsidenten übernehmen wollte. Der Wechsel wurde in der Presse als
unprofessionell, unglaubwürdig und peinlich bezeichnet und die Spitze der SVP musste
Fehler bei der Beurteilung der Kandidaten einräumen. Walter selber, der noch 2008
aufgrund einer einzigen Stimme nicht zum Bundesrat und im Berichtjahr mit einem
glänzenden Resultat zum Nationalratspräsidenten gewählt worden war, machte
deutlich, dass er nur gegen den Sitz der BDP antreten würde.

Nach den Hearings gaben sowohl die Grünen als auch die SP bekannt, dass sie ihrer
Fraktion die Wiederwahl von Eveline Widmer-Schlumpf empfehlen würden. Die CVP
und die BDP diskutierten gleichzeitig über eine stärkere künftige Kooperation. Es
zeichnete sich deshalb ab, dass die SVP höchstens auf Kosten der FDP einen zweiten
Sitz erhalten würde. 2

Lange Zeit waren die Gesamterneuerungswahlen des Bundesrats fast eine
Pflichtübung. Das hatte vor allem damit zu tun, dass die eidgenössischen Wahlen lange
Jahre kaum politische Verschiebungen nach sich zogen. Zwar war die alte Zauberformel
(2 CVP, 2 FDP, 2 SP, 1 SVP) mit dem Wahlerfolg der SVP stark hinterfragt und schliesslich
nach einigen Jahren der Transition mit mehr oder weniger gehässigen und
aufreibenden Regierungswahlen, der Nichtwiederwahl von Ruth Metzler (2003) sowie
Christoph Blocher (2007) und einem Intermezzo der BDP in der Regierung gesprengt
worden. Nach den eidgenössischen Wahlen 2015, dem Rücktritt von Eveline Widmer-
Schlumpf aus der nationalen Exekutive und dem Einzug eines zweiten SVP-
Regierungsmitglieds schien dann aber eine neue Formel gefunden: 2 FDP, 2 SP, 2 SVP, 1
CVP. 

Schon im Vorfeld der eidgenössischen Wahlen 2019 war freilich spekuliert worden, dass
die Grüne Partei die CVP hinsichtlich des Wähleranteils überflügeln könnte und damit
einen Anspruch auf einen Sitz in der nationalen Regierung hätte – umso mehr, wenn
sich die Grünen mit der GLP quasi zu einem gemeinsamen Sitz für die «Öko-Parteien»
zusammenraufen könnten, wie die Aargauer Zeitung spekulierte. Falls sich die CVP
halten könnte, wäre auch der Angriff auf einen der beiden FDP-Sitze denkbar, so die
Hypothese zahlreicher Medien. Die angegriffenen Parteien wehrten sich mit dem
Argument, dass eine Partei ihren Wahlerfolg zuerst bestätigen müsse, bevor sie einen
Anspruch auf eine Regierungsbeteiligung erhalten könne. Dies sei auch bei der SVP der
Fall gewesen – so etwa FDP-Parteipräsidentin Petra Gössi (fdp, SZ) bereits Mitte August
2019 in der Zeitung Blick. Zudem dürfe nicht nur der Wähleranteil bei den
Nationalratswahlen in die Berechnung einfliessen, sondern man müsse auch die
Vertretung im Ständerat berücksichtigen. Martin Bäumle (glp, ZH), Ex-Präsident der
GLP, gab zudem zu verstehen, dass ein Öko-Lager aus GP und GLP kaum denkbar sei; zu
unterschiedlich sei man in diversen Sachfragen. Ebenfalls früh wurde in den Medien
über einen möglichen Rücktritt von Ueli Maurer spekuliert, was aus der vermeintlichen
Pflichtübung eine spannende Wahl gemacht hätte. Maurer gab dann allerdings Anfang
November bekannt, noch eine weitere Legislatur anzuhängen. 

Die aussergewöhnlichen Erfolge der Grünen Partei bei den eidgenössischen Wahlen
2019 gaben dann den Diskussionen über die parteipolitische Zusammensetzung des
Bundesrats sehr rasch wieder ganz viel Nahrung und schafften Raum für allerlei
Reformvorschläge zur Bestimmung der Landesregierung. In der Tat hatten die Grünen
mit 13 Prozent Wähleranteil die CVP (11.4%) deutlich überflügelt und als viertstärkste
Partei abgelöst. Die GLP kam neu auf 7.8 Prozent. Die NZZ rechnete vor, dass die
aktuelle Regierung so wenig Wählerinnen und Wähler vertrete wie zuletzt vor 60 Jahren.
Die Grünen und die Grünliberalen hätten rein rechnerisch ein Anrecht auf je einen
Bundesratssitz. 
Neben den medial zahlreich vorgetragenen Berechnungen wurde allerdings auch
inhaltlich und historisch argumentiert. Der Einbezug in die Regierung sei immer auch an

WAHLGESCHÄFT
DATUM: 11.12.2019
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den Umstand geknüpft gewesen, dass eine Oppositionspartei auch in verschiedenen
Sachthemen glaubhaft ihre Referendumsmacht ausspielen könne, wurde etwa
argumentiert. Zwar sei das Klimathema wichtig und würde wohl auch nachhaltig
bleiben, die Grünen und die GLP müssten aber – wie auch die SVP mit ihren
gewonnenen Volksbegehren – mit Abstimmungserfolgen ihren Anspruch noch
untermauern, so ein Kommentar in der NZZ. Die Grünen würden trotz Wahlgewinnen
keinen Regierungssitz erhalten, weil «niemand Angst vor ihnen hat», wie die Aargauer
Zeitung diesen Umstand verdeutlichte. Argumentiert wurde zudem, dass eine «Abwahl»
– eigentlich handelt es sich um eine Nichtwiederwahl – nicht dem politischen System
der Schweiz entspreche. Es brauche mehrere Wahlen, bei denen sich eine Partei
konsolidieren müsse, um die Stabilität in der Regierung auch über längere Zeit zu
gewährleisten, kommentierte dazu der Blick. 

Der Tages-Anzeiger führte gar eine Umfrage durch, die aufzeigte, dass eine Mehrheit
der Befragten die Zeit für einen grünen Bundesrat noch nicht für gekommen hielt. Wer
ein grünes Bundesratsmitglied jedoch befürwortete (rund 40% der Befragten),
wünschte sich, dass dies auf Kosten eines Sitzes der SVP (50%) oder der FDP (21%), aber
eher nicht auf Kosten der CVP (10%) oder der SP (6%) gehen solle. 
Für die WoZ war allerdings klar: «Cassis muss weg!» In der Tat forderte auch Regula
Rytz (gp, BE) via Medien, dass die FDP freiwillig auf einen Sitz verzichte, da sie als
lediglich drittgrösste Partei keinen Anspruch auf zwei Sitze habe. In der Folge schienen
sich die Medien dann in der Tat vor allem auf den zweiten Sitz der FDP einzuschiessen.
Freilich wurden auch andere Modelle diskutiert – so etwa ein von Christoph Blocher in
der Sonntagszeitung skizziertes Modell mit der SVP, die zwei Sitze behalten würde, und
allen anderen grösseren Parteien (SP, FDP, CVP, GP, GLP) mit je einem Sitz –, «sämtliche
Planspiele» drehten sich aber «um einen Namen: Aussenminister Ignazio Cassis»,
fasste die Aargauer Zeitung die allgemeine Stimmung zusammen. Er sei «der perfekte
Feind», «visionslos und führungsschwach». Der Aussenminister befinde sich im
«Trommelfeuer» befand die Weltwoche. Häufig wurde seine Haltung im Europadossier
kritisiert und entweder ein Rücktritt oder wenigstens ein Departementswechsel
gefordert. Mit Ersterem müsste allerdings die Minderheitenfrage neu gestellt werden,
war doch die Vertretung des Tessins mit ein Hauptgrund für die Wahl Cassis im Jahr
2017. Der amtierende Aussenminister selber gab im Sonntags-Blick zu Protokoll, dass er
sich als Tessiner häufig benachteiligt fühle und spielte so geschickt die
Minderheitenkarte, wie verschiedene Medien tags darauf kommentierten. Die
Sonntags-Zeitung wusste dann noch ein anderes Szenario zu präsentieren: Einige SVP-
Parlamentarier – das Sonntagsblatt zitierte Andreas Glarner (svp, AG) und Mike Egger
(svp, SG) – griffen Simonetta Sommaruga an und forderten, dass die SP zugunsten der
Grünen auf einen Sitz verzichten müsse. Die CVP sei in «Versuchung», wagte sich dann
auch die NZZ in die Debatte einzuschalten. Würde sie Hand bieten für einen grünen Sitz
auf Kosten der FDP, dann könnte sie im Bundesrat «das Zünglein an der Waage» spielen
und Mehrheiten nach links oder nach rechts schaffen. Die NZZ rechnete freilich auch
vor, dass grün-links mit zusammen rund 30 Prozent Wähleranteil mit drei von sieben
Regierungssitzen klar übervertreten wäre, denn die GLP dürfe man nicht zu den Grünen
zählen. Dies hatten vor allem die Grünen selbst implizit immer wieder gemacht, indem
sie vorrechneten, dass die GLP und die GP zusammen auf 21 Prozent Wähleranteile
kämen. 

Neben Kommentaren und Planspielen warteten die Medien auch mit möglichen grünen
Bundesratsanwärterinnen und -anwärtern auf. Häufig gehandelte Namen waren die
scheidende Parteipräsidentin Regula Rytz, die Waatländer Staatsrätin Béatrice Métraux
(VD, gp), die Neo-Ständerätin Maya Graf (gp, BL), der Berner alt-Regierungsrat Bernhard
Pulver (BE, gp), der amtierende Fraktionschef der Grünen, Balthasar Glättli (gp, ZH) oder
der Zürcher Nationalrat Bastien Girod (gp, ZH). Ins Gespräch brachte sich zudem der
Genfer Staatsrat Antonio Hodgers (GE, gp). 

Die Grünen selber gaben sich lange Zeit bedeckt und waren sich wohl auch bewusst,
dass eine Kampfkandidatur nur geringe Chancen hätte. Sie entschieden sich zwar an
ihrer Delegiertenversammlung Anfang November in Bern für eine forschere Gangart und
forderten einen grünen Bundesratssitz – Regula Rytz sprach davon, dass vorzeitige
Rücktritte aus dem Bundesrat ein Ärgernis seien, weil sie Anpassungen nach
Wahlverschiebungen erschweren würden. Mit der Forderung war einstweilen aber noch
kein Name verknüpft, was der Partei prompt als «Lavieren» ausgelegt wurde (Blick).
«Der grüne Favorit», wie der Tages-Anzeiger Bernhard Pulver betitelte, sagte Mitte
November, dass er nicht zur Verfügung stehe. Auch der Berner Stadtpräsident Alec von
Graffenried (BE, gp) und die Aargauer alt-Regierungsrätin Susanne Hochuli (AG, gp), die
ebenfalls als Kandidierende gehandelt worden waren, sagten via Medien, dass sie nicht
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zur Verfügung stünden. 
Die «Kronfavoritin» (Tages-Anzeiger) Regula Rytz ihrerseits stand im zweiten Umgang
der Ständeratswahlen im Kanton Bern. Ihr wurden intakte Chancen eingeräumt und
wohl auch um diese nicht zu gefährden, versicherte sie, dass sie auf eine
Bundesratskandidatur verzichten würde, sollte sie für den Kanton Bern in die kleine
Kammer gewählt werden. Da sie dies allerdings verpasste, kündigte die Bernerin rund
20 Tage vor den Bundesratswahlen ihre Kandidatur an – noch bevor die Fraktion
offiziell beschlossen hatte, eine Kandidatur einzureichen. Nach einer solchen
Richtungswahl, wie es die eidgenössischen Wahlen gewesen seien, könne man nicht
einfach zur Tagesordnung übergehen, erklärte sie gegenüber der Presse. Sie wolle für
die Menschen und die Natur Verantwortung übernehmen. Ihr Angriff gelte aber nur dem
FDP-Sitz von Ignazio Cassis. Würde sie für ein anderes Regierungsmitglied gewählt,
würde sie die Wahl nicht annehmen – so die Bernerin. Die Fraktion der Grünen gab
dann allerdings tags darauf bekannt, dass es nicht um die Person, sondern um die
Übervertretung der FDP gehe. Ein Angriff auf Karin Keller-Sutter schien damit nicht
wirklich ausgeschlossen. Die nach aussen als wenig abgesprochen erscheinende
Strategie für die Ansage der Kampfwahl brachte der GP Kritik ein. Die Partei zeige sich
«unbeholfen» und der Start sei «misslungen», urteilte etwa die NZZ. Auch die
Weltwoche redete von einem «verpatzten Start» und die Sonntagszeitung sprach gar
von dilettantischem Vorgehen. Es sei, als wären die Grünen ein Sprinter, der kurz vor
dem Ziel auf die Uhr schaue und sich hinknie, um die Schuhe zu binden, so die Zeitung
weiter. 

Eine medial oft diskutierte Frage im Vorfeld der Wahlen war, welche Parteien die
Grünen in ihrem Anliegen unterstützen würden. Klar schien, dass die FDP nicht Hand
bieten würde. Auch die SVP würde – wenn überhaupt – die GP nur auf Kosten der SP
unterstützen. Die CVP bzw. die neue Mitte-Fraktion (CVP zusammen mit BDP und EVP)
entschied, Rytz nicht einmal zu einem Hearing einzuladen. Man sei nicht gegen eine
grüne Vertretung in der Regierung, es sei aber «etwas zu früh», liess sich CVP-
Parteipräsident Gerhard Pfister (cvp, ZG) in der Sonntagszeitung zitieren. Die GLP und
die SP gaben bekannt, Rytz vor den Wahlen anhören zu wollen. Für Schlagzeilen sorgte
dabei SP-Parteipräsident Christian Levrat (sp, FR), der die CVP aufforderte,
mitzuhelfen, die Grünen in die Regierung zu hieven. Die Schweiz wäre sonst die einzige
Demokratie, in der Wahlen keine Auswirkungen auf die Regierungszusammensetzung
hätten. Zudem würde sich die Weigerung der CVP wohl über kurz oder lang rächen. Bei
der GLP zeigte sich das Dilemma zwischen ökologischem und liberalem Gedankengut.
Insbesondere in der Europafrage fanden sich die GLP und der amtierende
Aussenminister eher auf der gleichen Linie. Für Rytz spreche das ökologische Anliegen,
gegen sie ihre eher linke Ausrichtung, erklärte Tiana Moser (glp, ZH) dann den Entscheid
für Stimmfreigabe der GLP. Zudem würde Rytz ohne Absprache mit den Grünliberalen
den «Sitz der Ökokräfte» für sich beanspruchen. Letztlich stellte sich einzig die SP-
Fraktion offiziell hinter Rytz. Die eher laue Unterstützung und der Versuch der
amtierenden Regierungsparteien, die eigene Macht zu zementieren, mache das
Unterfangen «grüne Bundesrätin» für Regula Rytz zu einer «mission impossible», fasste
die Zeitung Le Temps die Situation dann kurz vor den Wahlen zusammen. 

Nicht die Medien, nicht Umfragen und «nicht die Wahlprozente» (NZZ), sondern die
Vereinigte Bundesversammlung bestimmt freilich letztlich, welche Parteien in der
Regierung vertreten sein sollen. Und diese Entscheidung brachte das Resultat, das viele
im Vorfeld aufgrund der Aussagen der verschiedenen Parteien auch erwartet hatten:
die Wiederwahl aller Amtierenden und das Scheitern des Angriffs der Grünen. Auch die
Ansprachen der Fraktionschefinnen und -chefs im Vorfeld der einzelnen Wahlen – die
Erneuerungswahlen finden in der Reihenfolge der Amtszeit der Bundesratsmitglieder
statt –  machten dies bereits deutlich. Die CVP plädierte für Konkordanz und Stabilität
und die SVP betonte, dass zum Erfolgsmodell Schweiz die angemessene Vertretung der
Landesteile in der Regierung gehöre – die Diskriminierung der kleinsten Sprachregion
durch die Grüne Partei sei abzulehnen. Die GLP erklärte, dass die Stärkung der
ökologischen Anliegen und der Wähleranteil der Grünen zum Vorteil für Rytz gereiche,
ihre Positionierung am linken Rand und der fehlende Anspruch von links-grün auf drei
Sitze aber gegen sie spreche. Die SP erklärte, die Zauberformel sei keine exakte
Wissenschaft, aber die beiden stärksten Parteien sollten zwei Sitze und die restlichen
jeweils einen Sitz erhalten, was für Regula Rytz spreche. Die Fraktion der Grünen
geisselte den Umstand, dass die Regierungsparteien während der Legislatur Sitze
«austauschten» und so bewusst verunmöglichten, dass das Parlament die Resultate
nach eidgenössischen Wahlen berücksichtigen könne. Die FDP schliesslich wollte sich
einer künftigen Diskussion um eine Anpassung der Zusammensetzung des Bundesrats
nicht verschliessen, amtierende Regierungsmitglieder dürften aber nicht abgewählt

01.01.90 - 01.01.20 5ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



werden. 

Der Angriff der Grünen folgte bei der fünften Wahl, auch wenn der Name Regula Rytz
schon bei der Bestätigungswahl von Simonetta Sommaruga auftauchte. Gegen die 145
Stimmen, die Ignazio Cassis erhielt, war Regula Rytz jedoch chancenlos. Sie erhielt 82
Stimmen, was in den Medien als schlechtes Abschneiden kommentiert wurde, hätten
doch die Grünen (35 Stimmen) und die SP (48 Stimmen) in der Vereinigten
Bundesversammlung gemeinsam über 83 Stimmen verfügt. Weil darunter sicherlich
auch ein paar CVP- und GLP-Stimmen seien, müsse dies wohl so interpretiert werden,
dass einige SP-Parlamentarierinnen und -Parlamentarier die grüne Konkurrenz
fürchteten; Ignazio Cassis könne hingegen zufrieden sein. Von den 244 Wahlzetteln
waren 6 leer geblieben und 11 enthielten andere Namen als «Rytz» oder «Cassis». 
Schon zuvor hatten die meisten Parlamentsmitglieder auf Experimente verzichtet. Bei
der ersten Wahl wurde der amtsälteste Bundesrat, Ueli Maurer, mit 213 von 221 gültigen
Wahlzetteln gewählt. 23 der 244 ausgeteilten Bulletins waren leer geblieben und acht
auf Diverse entfallen. Beim Wahlgang für Simonetta Sommaruga entfielen 13 Stimmen
auf Regula Rytz und 13 Stimmen auf Diverse. Da ein Wahlzettel ungültig war und 25 leer
blieben, durfte sich die künftige Bundespräsidentin über 192 Stimmen freuen. Alain
Berset erhielt 214 Stimmen. Bei ihm waren 14 Wahlzettel leer geblieben und 16 auf
Diverse entfallen. Die Anzahl ungültige (1) und Leerstimmen (39) wuchs dann bei Guy
Parmelin wieder an, so dass der Wirtschaftsminister noch 191 Stimmen erhielt – 13
Stimmen entfielen auf Diverse. Einen eigentlichen «Exploit» (Tages-Anzeiger) erzielte
Viola Amherd bei der sechsten Wahl. Mit 218 Stimmen erhielt sie die zweitmeisten
Stimmen der Geschichte; nur Hans-Peter Tschudi hatte 1971 mehr Stimmen erhalten,
nämlich 220. Elf Stimmen blieben leer und 14 entfielen auf Diverse. Eingelangt waren
nur noch 243 Wahlzettel. Ein etwas seltsames Gebaren zeigt sich bei der letzten Wahl.
Karin Keller-Sutter wurde zwar auch hier im Amt bestätigt, sie erhielt aber lediglich 169
Stimmen, da von den 244 ausgeteilten Wahlzetteln 37 leer und einer ungültig eingelegt
wurden und 21 Stimmen auf Marcel Dobler (fdp, SG) sowie 16 auf Diverse entfielen. In
den Medien wurde spekuliert, dass dies wohl eine Retourkutsche vor allem von
Ostschweizer SVP-Mitgliedern gewesen sei, weil Keller-Sutter sich im St. Galler
Ständeratswahlkampf zugunsten von Paul Rechsteiner (sp, SG) ausgesprochen habe.    

Der Angriff der Grünen sei zwar gescheitert, dies könne für die Partei aber auch
befreiend sein, könne sie nun doch Oppositionspolitik betreiben und mit Hilfe der
direkten Demokratie den Druck auf die anderen Parteien erhöhen, urteilte Le Temps
nach den Wahlen. Ihr Anspruch auf einen Bundesratssitz sei nach diesen
Bundesratswahlen nicht einfach vom Tisch, kommentierte Balthasar Glättli. In
zahlreichen Medien wurde zudem die Stabilität des politischen Systems betont – auch
der Umstand, dass es zu keinem Departementswechsel kam, obwohl kurz über einen
Wechsel zwischen Alain Berset und Ignazio Cassis spekuliert worden war, wurde als
Indiz dafür gewertet. Doch Stabilität bedeute nicht Stillstand; die neuen Mehrheiten im
Nationalrat müssten sich auch auf die Diskussionen um eine neue Zauberformel
auswirken – so die einhellige Meinung der Kommentatoren. An einem vor allem von der
CVP geforderten «Konkordanzgipfel» sollten Ideen für die künftige Zusammensetzung
der Landesregierung beraten werden. Entsprechende Gespräche wurden auf Frühling
2020 terminiert. 3

Föderativer Aufbau

Jurafrage

A l'approche du vote sur l'appartenance cantonale de Moutier, les opérations de
séduction se succèdent de la part des cantons de Berne et du Jura. Ainsi, en octobre
2016, huit mois avant le scrutin, l'entier du gouvernement du canton de Berne a
effectué une visite dans la cité prévôtoise afin de "tâter le pouls", selon les dires de la
présidente du gouvernement bernois Beatrice Simon, et rappeler à la population que le
gouvernement "[tient] à Moutier". Le maire autonomiste de la ville, Marcel Winistoerfer,
en a profité pour évoquer sa position favorable au rattachement au Jura. Le Conseil
communal de la ville – à majorité autonomiste – a, par ailleurs, confirmé ses propos
après avoir analysé les deux expertises externes commandées par Moutier et les deux
cantons, semblant indiquer que la cité prévôtoise avait avantage à changer de canton.
En décembre 2016, ce sont les autorités jurassiennes – par la voix de Charles Juillard –
qui présentaient leur plan de bataille aux médias. Ce dernier prévoit ainsi la
délocalisation de 170 emplois à plein temps dans l'administration, des emplois jusqu'à
présent implantés dans d'autres lieux du canton et qui atterriraient à Moutier. Ainsi y
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seraient, entre autre, transférés le Service des contributions, le Service de
l'informatique, le Contrôle des finances, le Tribunal des mineurs et l'Office des sports.
Les personnes travaillant actuellement dans l'administration bernoise garderaient une
place dans l'administration jurassienne, ainsi que leur salaire. En ce qui concerne les
démarches administratives liées au changement de canton, elles seraient simplifiées et
gratuites pour les Prévôtois. Toutes ces mesures sont présentées dans le message
électoral rédigé par le gouvernement jurassien. 
Quelques mois plus tard, en mars 2017, le gouvernement bernois a répondu à des
questions posées par les autorités de la ville de Moutier concernant l'environnement et
l'éducation et en a également profité pour faire remarquer que l'actuelle école à
journée continue, fréquentée par 170 enfants est subventionnée à plus d'un million de
francs par an et qu'un tel système n'existe pas dans le canton du Jura. Concernant
l'aménagement du territoire, les autorités bernoises ont insisté sur le fait que Moutier
fait partie d'un centre régional d'importance cantonale.
A la fin du même mois, trois des ministres cantonaux bernois – Bernhard Pulver,
Christoph Neuhaus et Pierre Alain Schnegg – ont présenté aux médias le message
officiel utilisé pour le scrutin. En plus des points cités en amont, ils ont rappelé
l'importance de Moutier et de toute la partie francophone bernoise pour la cohésion
interculturelle entre Romandie et Suisse-Allemanique, ainsi que pour le canton de
Berne, qui ne serait plus le même sans Moutier. Y furent également mentionnés
l'enveloppe de 700'000 francs que Moutier reçoit annuellement pour ses projets et
institutions culturels, ainsi que les 2,5 millions de francs provenant de la péréquation
financière intercantonale. Le gouvernement bernois prévoit, de plus, la création d'un
parc industriel ainsi que la réfection de la route cantonale. 
Finalement, au mois de mai, le Conseil du Jura-bernois a indiqué souhaiter que Moutier
reste bernoise, argumentant sa position en douze points, tandis que le parlement
jurassien s'est lui prononcé, par 58 voix pour et une abstention, en faveur de
l'intégration de la ville au canton du Jura. 
Le mot de la fin reste dans les mains de la population prévôtoise, qui devra choisir
entre le célèbre "Un tiens vaut mieux que deux tu l'auras" des partisans bernois
promulguant le statu-quo et le slogan brandi par les autonomistes "Pour que demain ne
se limite pas à aujourd'hui". 4

Par 51 voix et 7 abstentions, le Parlement jurassien accepte, en octobre, l'abrogation de
l'arrêté du 25 mars 1994 relatif à l'institutionnalisation du dialogue jurassien et à la
création de l'Assemblée interjurassienne (AIJ). Comme convenu par les cantons du
Jura et de Berne, l'accord devait être dénoncé à la suite des votes de Moutier,
Belprahon et Sorvilier. Les membres du Parti chrétien-social indépendant, jugent
l'abrogation prématurée en raison des recours encore pendants relatifs au vote
communaliste de Moutier.
Lors de la cérémonie officielle – en présence de la conseillère fédérale Simonetta
Sommaruga et des présidents des délégations aux affaires jurassiennes des
gouvernements bernois et jurassiens – Dick Marty (TI, plr), le président de l'AIJ, a
présenté le bilan de cette entité. Celui-ci relate le contexte historique,
l'institutionnalisation du dialogue interjurassien au sein de l'AIJ et la collaboration
interjurassienne notamment. Le message formulé par l'organe est de "maintenir le
dialogue et pérenniser l'esprit qui a prévalu durant 23 ans". La signature de l'acte de
dénonciation par Simonetta Sommaruga, Nathalie Barthoulot (JU, ps), Bernhard Pulver
(BE,verts) et les deux chanceliers cantonaux, règle la question jurassienne sur le plan
institutionnel. 5

ANDERES
DATUM: 26.10.2017
DIANE PORCELLANA

Wahlen
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Wahlen in kantonale Regierungen

Obschon sich SVP und FDP wegen der Wahlkreis- und Bezirksreform zerstritten hatten,
einigten sie sich für die Wahlen im April rechtzeitig auf eine gemeinsame
Regierungsratsliste, auf der die bisherigen Exekutivmitglieder Urs Gasche, Werner
Luginbühl und Elisabeth Zölch (alle svp) sowie Dora Andres und Mario Annoni (beide
fdp) figurierten. Auf der links-grünen Liste kandidierten für die SP Regierungsrat
Samuel Bhend, Grossrätin Barbara Egger, die die Sozialdemokraten als Ersatz für die
zurückgetretene Dori Schaer nominiert hatten, und Grossrätin Chantal Bornoz Flück aus
dem Berner Jura sowie Franziska Teuscher vom Grünen Bündnis und Bernhard Pulver
von der Grünen-Freien Liste. Im Wahlkampf dominierte der Finanznotstand des
Kantons, doch hielten sich die Parteien mit Positionsbezügen zurück, da die Regierung
im Januar im Auftrag des Parlaments eine umfassende Überprüfung der Staatsaufgaben
vornehmen wollte. Bei einer Stimmbeteiligung von lediglich 28,2% erzielten die
Bürgerlichen die besten Resultate: Auf Dora Andres (fdp) folgten Urs Gasche (svp),
Werner Luginbühl (svp), Elisabeth Zölch (svp) und Mario Annoni (fdp). Die
Sozialdemokraten Samuel Bhend und Barbara Egger (sp) belegten die Ränge sechs und
sieben. Franziska Teuscher (gb), die nur knapp hinter Egger lag, und Chantal Bornoz
Flück (sp) erreichten ebenfalls das absolute Mehr, schieden aber als überzählig aus.
Knapp unter dem absoluten Mehr lag Bernhard Pulver (gfl). 6

WAHLEN
DATUM: 14.04.2002
MAGDALENA BERNATH

Bei den Gesamterneuerungswahlen in 8 Kantonen (BE, FR, GL, GR, JU, NW, OW und ZG)
kam es einzig in Bern und im Jura zu wesentlichen Verschiebungen der
Machtverhältnisse zwischen den Parteien. In Bern fand ein Wechsel von der
traditionellen bürgerlichen zu einer rotgrünen Mehrheit statt, im Jura gewannen die
Bürgerlichen umgekehrt die in den letzten Wahlen verlorene Mehrzahl der
Regierungssitze zurück. Wie im Vorjahr konnten die Grünen ihre Präsenz in den
kantonalen Regierungen vermehren. In Bern gelang Bernhard Pulver (gp) als Teil der
erfolgreichen grün-linken Liste der Wiedereinzug eines grünen Kandidaten in den
Regierungsrat (bereits von 1986–90 hatten die Grünen zwei Vertreter in der damals 9-
köpfigen Exekutive). In Zug gewann die grüne Alternative Liste (seit Anfang 2007 mit
Beobachterstatus bei der GP) auf Kosten der SP einen zweiten Sitz in der Exekutive, und
das 2005 in die GP eingetretene Demokratische Nidwalden konnte seinen Sitz in der
Nidwaldner Regierung verteidigen. Die Zuger Regierungsratswahlen zeigten, dass die
Grünen in einzelnen Kantonen zu einer ernsthaften Konkurrenz für die SP geworden
sind, für die 2006 ein sehr durchwachsenes Wahljahr war. Dem Erfolg in Bern, wo die
SP einen Sitz gewinnen konnte und nun mit 3 Regierungsräten vertreten ist, stehen die
Verluste von je einem Regierungssitz in Glarus, Jura und Zug gegenüber. Während in
Zug und Glarus, wo der Regierungsrat auf 5 Mitglieder verkleinert wurde, das Verhältnis
zwischen linker und bürgerlicher Seite unberührt blieb, bedeutete der Mandatsverlust
im Jura den Verlust der erst 2002 errungenen linken Regierungsmehrheit. Den
Christlichdemokraten gelang es im Jura wie auch in den übrigen 6 Kantonen, in denen
sie an der Regierung beteiligt sind (alle ausser BE), ihre Sitze zu halten. Die Gewinner
der Wahlen in die jurassische Exekutive waren die Freisinnigen, deren Kandidat den
2002 verlorenen Sitz mit der höchsten Stimmenzahl zurückerobern konnte. In Glarus
(wo die Sitzzahl von 7 auf 5 reduziert wurde) und in Bern verlor die FDP hingegen je ein
Regierungsmitglied. Der Sitzverlust in Bern war die einzige Änderung bei der SVP. Sie
behielt ihre Mitglieder in den Glarner, Graubündner und Zuger Exekutiven, versuchte
jedoch in Freiburg, Jura und Nidwalden vergeblich, eine Regierungsbeteiligung zu
erkämpfen. Auch 2006 bestätigte sich damit die Tendenz der Wählerinnen und Wähler
in den Kantonen, die SVP zwar in den Parlamenten zu stärken, ihr jedoch wenig Einfluss
in den nach dem Majorzsystem gewählten Regierungsgremien zu überlassen.

Bei den Ersatzwahlen im Kanton Appenzell Ausserrhoden gelang es der SP, auf Kosten
der FDP einen Sitz in der bis dahin vollständig aus FDP und SVP gebildeten Regierung zu
gewinnen. In Basel-Stadt, Thurgau und Zürich hingegen vermochten die Bürgerlichen
ihre Regierungssitze zu verteidigen. Im Thurgau setzte sich Jakob Stark (svp) klar gegen
die Parteilose Gabi Coray durch, im Kampf um die Nachfolge der Zürcher
Regierungsrätin Dorothee Fierz (fdp) war die Freisinnige Ursula Gut gegenüber der
Grünen Ruth Genner erfolgreich. In Basel-Stadt verteidigte Hanspeter Gass den
Regierungssitz der FDP nach dem Scheitern seiner freisinnigen Parteikollegin Saskia
Frei im ersten Wahlgang. 

Nach den acht Gesamterneuerungswahlen und den vier Ersatzwahlen waren Ende 2006
drei Frauen weniger an kantonalen Regierungen beteiligt als im Vorjahr. In Bern fanden
die zurückgetretenen Dora Andres (fdp) und Elisabeth Zölch (svp) keine weiblichen

WAHLEN
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Nachfolgerinnen, und mit Barbara Egger (sp) verblieb lediglich eine Frau im
Regierungsrat. In den Ausserrhoder Ersatzwahlen musste es die Parteilose Edith
Heuscher-Beeler ihrem Konkurrenten Matthias Weishaupt (sp) überlassen, in die
Fussstapfen von Regierungsrätin Alice Scherrer (fdp) zu treten. In allen übrigen
Kantonsregierungen blieb das Verhältnis zwischen Männern und Frauen unverändert.
Gesamtschweizerisch belegten die Frauen Ende 2006 damit noch 33 von 156
Regierungssitzen.

Mit der Neubesetzung von vier der insgesamt sieben Regierungsratssitze waren die
Wahlen im April von Anfang an heftig umkämpft und öffneten die Möglichkeit für
deutliche Gewichtsverschiebungen. Die Ausgangsposition war für die FDP besonders
schwierig, da ihre beiden bisherigen Regierungsmitglieder Dora Andres und Mario
Annoni nicht mehr antraten. Die SP hatte den Sitz des ausscheidenden Samuel Bhend
zu verteidigen. Der vierte frei werdende Sitz gehörte Elisabeth Zölch von der SVP. Zur
Verteidigung ihrer zwei Sitze schickte die FDP Eva Desarzens und Hans-Jürg Käser in
den Wahlkampf. Sie waren Teil des traditionellen gemeinsamen bürgerlichen Tickets mit
der SVP, die gleich 4 Kandidierende ins Rennen schickte: Neben den Bisherigen Urs
Gasche und Werner Luginbühl gehörten dazu Monique Jametti Greiner und Annelise
Vaucher. Ihnen gegenüber positionierte sich eine Links-Grüne Liste mit der Bisherigen
Barbara Egger, den neu kandidierenden Philippe Perrenoud und Andreas Rickenbacher
(alle sp) sowie dem Grünen Bernhard Pulver, der sich nach 2002 zum zweiten Mal
präsentierte. Neben Annelise Vaucher (svp) und Philippe Perrenoud (sp) bewarb sich
auch der bisherige Grossrat Maxime Zuber vom Parti socialiste autonome für den
garantierten Sitz für den Berner Jura. Der bürgerliche Machtanspruch auf sechs von
sieben Regierungssitzen und die damit verbundene Infragestellung der Formel aus 3
SVP, 2 FDP und 2 SP drückten dem Wahlkampf ihren Stempel auf. Bei einer mit 29,7%
praktisch unveränderten Beteiligung sorgten die Wahlberechtigten für ein
überraschendes Resultat, das die Mehrheiten im Regierungsrat auf den Kopf stellte.
Das grün-linke Bündnis konnte seine 4 Kandidaten allesamt durchbringen, wobei
Barbara Egger (sp) das beste Resultat aller Gewählten erzielte. Auf sie folgten mit Urs
Gasche und Werner Luginbühl die beiden bisherigen SVP-Vertreter sowie in dieser
Reihenfolge Bernhard Pulver (gp), Andreas Rickenbacher (sp), Hans-Jürg Käser als einzig
verbleibendes Ratsmitglied der FDP, und Philippe Perrenoud (sp), der das Rennen um
den Sitz für den Berner Jura für sich entscheiden konnte. Die bürgerlichen
Kandidatinnen Eva Desarzens (fdp), Monique Jametti Greiner (svp) und Annelise
Vaucher (svp) schieden auf den Plätzen acht bis zehn aus. Damit sank der Frauenanteil
in der Berner Regierung von drei auf eine verbleibende Regierungsrätin. Der nicht
erwartete deutliche Sieg der links-grünen Koalition wurde allgemein als Reaktion auf
den auch in bürgerlichen Kreisen als überzogen bezeichneten Machtanspruch der SVP
mit ihren vier Kandidaten gewertet. 7

WAHLEN
DATUM: 09.04.2006
STEPHAN SCHOENHOLTZ

Bei der Gesamterneuerungswahl der Regierung kämpften 16 Kandidaten um die sieben
Sitze. SP und Grüne traten gemeinsam mit ihren vier bisherigen Kandidaten mit der
Parole „4 gewinnt“ an. Mit Barbara Egger (sp), Andreas Rickenbacher (sp), Philippe
Perrenoud (sp) und Bernhard Pulver (gp) wollten sie die links-grüne Mehrheit im
Regierungsrat verteidigen. Die Bürgerlichen konnten sich nicht auf ein gemeinsames
Kandidatenticket einigen, zu stark waren die Nachwehen der Spaltung zwischen SVP
und BDP. Die SVP und die FDP traten jeweils mit einem bisherigen (Hans Jürg Käser, fdp
und Christoph Neuhaus, svp) und einem neuen Kandidaten an (Sylvain Astier, fdp und
Albert Rösti, svp). Die BDP schickte ihre Kantonalpräsidentin Beatrice Simon ins
Rennen, die den zurücktretenden Urs Gasche ersetzen sollte. Von der EVP traten
ebenfalls zwei Kandidaten an (Marc Jost und Patrick Gsteiger). Die EDU (Marc Früh), die
PSA (Maxime Zuber) und die CVP (Alexandra Perina) stellten je eine
Herausforderin/einen Herausforderer. Da Joseph Rothenfluh von der CVP nicht
berücksichtigt worden war, kandidierte er wild und wurde prompt aus der Partei
ausgeschlossen. Neben Perrenoud, Astier, Gsteiger, Früh und Zuber stammte mit dem
Parteilosen Bruno Moser ein weiterer Kandidat aus dem Berner Jura, dem ein
Regierungssitz verfassungsmässig garantiert ist. Reto Gasser, der mit einer
Protestkandidatur auf durch die BKW verursachte Klimaschäden aufmerksam machen
wollte, hatte seine Kandidatur um eine halbe Stunde zu spät eingereicht und war
deshalb – nach einer abgewiesenen Beschwerde – nicht zugelassen worden. Neu gab es
für die Regierungswahlen keine vorgedruckten Wahlzettel mehr. Die Kandidatennamen
mussten von Hand in eine leere Liste eingetragen werden. Man wollte damit den
Charakter der Regierungsratswahlen als Persönlichkeitswahlen unterstreichen. 
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Alle Bisherigen wurden wieder gewählt. Die vor vier Jahren errungene rot-grüne
Mehrheit wurde dabei deutlich bestätigt, lagen doch drei der vier links-grünen
Kandidierenden auf den ersten drei Plätzen. Bernhard Pulver erzielte mit 110'744
Stimmen das beste Resultat. Etwas abgeschlagen war einzig Philippe Perrenoud (90'774
Stimmen), der aber ebenfalls direkt bestätigt wurde und die Sonderregelung für den Sitz
des Berner Juras nicht in Anspruch nehmen musste. Die BDP konnte ihren Sitz mit
Beatrice Simon verteidigen. Der Herausforderer der SVP Albert Rösti erzielte rund 7500
Stimmen weniger als Simon, die vor allem in der Stadt Bern viele Stimmen machte.
Ebenfalls keine Chance hatte der FDP-Kandidat Astier, der ausserhalb des Berner Juras
kaum Stimmen erhielt. 8

Seit zwei Legislaturen herrschte im Kanton Bern Kohabitation: Der sich in der
Zusammensetzung des Parlaments spiegelnde bürgerlich dominierte Kanton – 92 der
160 Sitze waren vor den Gesamterneuerungswahlen 2014 von Bürgerlichen besetzt, die
GLP nicht mit eingerechnet – wird von einer links-grünen Mehrheit regiert. 2006
hatten die SP und die Grünen überraschend vier Sitze erobert, weil die Bürgerlichen mit
einer Sechserliste angetreten waren und dies als anmassende Strategie von den Berner
Wahlberechtigten abgestraft wurde. 2010 konnte die links-grüne Mehrheit verteidigt
werden, weil die bürgerliche Seite aufgrund der Auseinandersetzungen zwischen BDP
und SVP gespalten war. Für die Wahlen 2014 wurde der Machtwechsel von den
Bürgerlichen deshalb mit einer Doppelstrategie angestrebt. Weil von den rot-grünen
Regierungsräten niemand zurücktrat – Barbara Egger (sp), Andreas Rickenbacher (sp),
Philippe Perrenoud (sp) und Bernhard Pulver (gp) traten alle noch einmal an, Egger für
die vierte und die anderen drei Kandidierenden für die dritte Amtsperiode  –
versuchten die Bürgerlichen erstens das schwächste Glied anzugreifen, das sie im
Gesundheits- und Fürsorgedirektor Philippe Perrenoud ausmachten. Tatsächlich stand
der SP-Regierungsrat stark in der Kritik, weil er mit einem neuen
Spitalversorgungsgesetz gescheitert war, im Spitalfonds Geld fehlte und seine
Personalpolitik nicht immer ganz glücklich war. Hinzu kam, dass Perrenoud den so
genannten Jurasitz besetzte: der französischsprachigen Minderheit des Kantons Bern
steht ein von der Kantonsverfassung garantierter Regierungssitz zu. Diesen erobert, wer
das grösste geometrische Mittel aus den Stimmen des französischen Berner Juras und
den Stimmen aus dem ganzen Kanton Bern (inklusive Berner Jura) erhält (Multiplikation
der beiden Stimmenzahlen und daraus die Wurzel gezogen). Die Bürgerlichen, die
zweitens auf einer gemeinsamen Viererliste antraten, bauten denn mit dem 34-jährigen
Manfred Bühler (svp) auch bewusst einen bürgerlichen Kandidierenden im Berner Jura
auf, der der links-grünen Mehrheit diesen Jurasitz abjagen sollte. Neben Bühler
figurierten die drei Bisherigen Christoph Neuhaus (svp), Beatrice Simon (bdp) und
Hans-Jürg Käser (fdp). Das bürgerliche Viererticket lief unter dem offiziellen Slogan
„UmSchwung“. Die links-grüne Seite wählte den gleichen Slogan wie vor vier Jahren – „4
gewinnt“ verbunden mit dem neuen Wahlspruch „Bewährte Regierung“. Die Wahlen in
den Regierungsrat liefen also auf einen Zweikampf zwischen Perrenoud und Bühler und
einen Kampf um den Jurasitz hinaus. Neben den beiden Machtblöcken links und rechts
wollte ein Tandem bestehend aus den Grossräten Marc Jost (evp) und Barbara
Mühlheim (glp) eine Alternative in der Mitte anbieten. Jost war bereits 2010 erfolglos zu
den Regierungsratswahlen angetreten. Die Kandidaten Nummer elf und zwölf waren die
Parteilosen Bruno Moser und Josef Rothenfluh. 
Häufiges Thema im Wahlkampf war das 1995 mit der neuen Kantonsverfassung
eingeführte geometrische Mittel, das dafür sorgt, dass in der Regierung derjenige
Vertreter des Berner Juras sitzt, der in der französischsprachigen Region die stärkste
Verankerung hat, aber auch im gesamten Kanton Rückhalt findet. Es wurde davon
ausgegangen, dass dies Perrenoud eher gelingen wird als Bühler, der zudem – erst 2010
in den Grossrat gewählt – im restlichen Kanton Bern noch nicht sehr bekannt war.
Links-grün kam darüber hinaus zupass, dass Maxime Zuber (psa) im Gegensatz zu 2010
und 2006 nicht mehr für die Regierung kandidierte. Zuber hatte jeweils im Berner Jura
viele Stimmen geholt und es hätte die Gefahr bestanden, dass dies zu einer Aufsplittung
der linken Stimmen geführt hätte. Darüber hinaus empfahl die PSA Perrenoud zur Wahl.
Sollten also sowohl Bühler und Perrenoud als Vertreter des Berner Juras das absolute
Mehr überspringen und auf Rang sieben und acht liegen, so wäre derjenige mit dem
höheren geometrischen Mittel gewählt. Falls kein Jura-Vertreter auf den ersten sieben
Plätzen läge, so müsste der siebtplatzierte Kandidat dem Jura-Vertreter mit dem
höchsten geometrischen Mittel Platz machen. Zusätzliche Brisanz hatte die sich im
Berner Jura zuspitzende Regierungswahl mit der im November 2013 stattgefundenen
Abstimmung zu einer möglichen Fusion zwischen dem Berner Jura und dem Kanton
Jura erhalten, weil sich insbesondere die SVP mit Manfred Bühler als ausserordentlich
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berntreu gezeigt hatte. Zwar hatte sich auch die Berner Regierung mit Perrenoud für
einen Verbleib des franzsösischsprachigen Teils beim Kanton Bern ausgesprochen,
Bühler konnte hier als nicht Regierungsmitglied aber eher auf sich aufmerksam
machen. Allerdings eckte er mit einigen Aktionen auch an – etwa als er sich vor einem
Plakat ablichten liess, auf dem der Kanton Jura als mafiös bezeichnet wurde. Der
Wahlkampf nahm bereits Ende 2013 Fahrt auf. Neben Philipp Perrenoud stand dabei
vermehrt auch Hans-Jürg Käser im medialen Fokus. Bei der in den Medien so
benannten Affäre Thorberg, bei der der von Käser ernannte Direktor der Strafanstalt
freigestellt wurde, wurde dem Polizei- und Militärdirektor Führungsschwäche
vorgeworfen. Darüber hinaus gingen die Wellen auch im bürgerlichen Lager hoch, weil
Käser erst auf Druck seiner eigenen Partei die Zahlen aus dem neuesten Bericht der
Finanzkontrolle offenlegte, der aufzeigte, dass statt zwei rund CHF 20 Millionen im
Asylwesen versickert waren. Für Wirbel sorgte zudem die Offenlegung der
Einkommenssteuer der Kandidierenden durch das lokale Fernsehen, die zeigte, dass
Manfred Bühler lediglich CHF 200 versteuerte während Barbara Egger-Jenzers
Steuerausweis den Betrag von CHF 511'900 auswies. Bühler, der als Anwalt in Biel tätig
ist, erklärte, dass er aufgrund einer Sanierung seiner Liegenschaft einen hohen Abzug
geltend gemacht habe. Trotz des Drucks, dem einige Regierungsräte ausgesetzt waren,
ging man allerdings davon aus, dass der Bisherigenbonus spielen werde. Insgesamt
wurde der Wahlkampf, abgesehen von einigen Nebenschauplätzen und insbesondere in
Anbetracht der grossen inhaltlichen Probleme im Kanton, als schläfrig bezeichnet. Mit
einiger Spannung wurde lediglich der Kampf um den Jura-Sitz erwartet. Tatsächlich
herrschte bei den Wahlen Ende März lange Ungewissheit. Dass mit Ausnahme von
Perrenoud alle Bisherigen wiedergewählt waren, wurde hingegen rasch klar. Dabei
zeigte sich zumindest teilweise der Wunsch nach einem „UmSchwung“, weil bürgerliche
Bisherige die besseren Resultate erzielten als rot-grün. Mit 128'862 Stimmen erzielte
Beatrice Simon (bdp) das Bestresultat gefolgt von Christoph Neuhaus (svp) mit 119'509
Stimmen. In die Phalanx einbrechen konnte einzig Bernhard Pulver (gp), der mit 118'732
Stimmen noch leicht vor Hans-Jürg Käser (fdp) lag, der 109 600 Stimmen holte und dem
die negativen Schlagzeilen augenscheinlich nicht viel anhaben konnten. Nicht zittern
mussten auch Andreas Rickenbacher (sp, 108'822 Stimmen) und Barbara Egger (sp,
105'006 Stimmen). Der Kampf um den Jura-Sitz blieb hingegen lange ein Kopf-an-Kopf-
Rennen zwischen Manfred Bühler (svp) und Philippe Perrenoud (sp). Beide
übersprangen das absolute Mehr (73'014) und tatsächlich lag Bühler mit 94'957 Stimmen
rund 8000 Zähler vor Perrenoud (86'469). Weil letzterer aber im Berner Jura mehr
Stimmen erhielt als Bühler – 5'889 zu 4'919 hiess das Verdikt im französischsprachigen
Teil des Kantons – sprach das geometrische Mittel für Perrenoud. Die gesamthaft
höhere Zahl an Wählerstimmen für Bühler wurden als weiteres Zeichen dafür
betrachtet, dass das bürgerliche Paket diesmal kompakter geschnürt worden war als bei
den beiden Vorwahlen. Bühler zeigte sich als fairer Verlierer. Die Spielregeln, die er
nicht infrage stelle, seien klar gewesen. Allerdings konnte er sich einen Seitenhieb auf
seinen Gegner nicht verkneifen, der im Gesamtkanton eher an Legitimität verloren
habe. Die restlichen vier Kandidierenden schafften das absolute Mehr nicht. Weder
Marc Jost (evp, 59'848 Stimmen), noch Barbara Mühlheim (glp, 46'606 Stimmen), Bruno
Moser (parteilos, 23'815) oder Josef Rothenfluh (parteilos, 19'967 Stimmen) konnten in
die Entscheidung eingreifen. Zu diskutieren gab die sehr geringe Wahlbeteiligung von
31,1%, die sogar noch tiefer war als vor vier Jahren (31,4%). In den Kommentaren wurde
ein verblassender Glanz von Rot-Grün analysiert. Allerdings hätten SP und GP nach wie
vor einen grossen Rückhalt im eher urbanen Bern-Mittelland. Weil allerdings auch das
Parlament stark bürgerlich geprägt blieb und die bürgerlichen Bisherigen im Vergleich
zu 2010 wesentlich besser abgeschnitten hätten – vor vier Jahren besetzte Rot-Grün
die ersten drei Plätze – sei die rot-grüne Regierungsmehrheit mit einem Ablaufdatum
versehen. Allerdings stünden dem Kanton Bern nun noch einmal vier Jahre Kohabitation
bevor. 9

Für Spannung sorgte – wie meistens bei den Regierungswahlen im Kanton Bern seit
1980 – der sogenannte Jurasitz. Die französischsprachige Minderheit im Wahlkreis
«Jura Bernois» verfügt über eine Sitzgarantie in der Berner Regierung. Dieser Sitz wird
daher mithilfe des so genannten geometrischen Mittels berechnet, indem die
Gesamtzahl aller Stimmen für eine Kandidatin oder einen Kandidaten im Kanton mit der
Stimmenzahl im Berner Jura multipliziert wird, um der regionalen Entscheidung mehr
Gewicht zu verleihen. Dieser Sitz lag seit 2016 in der Hand der SVP, seit ihn Pierre Alain
Schnegg bei den Ersatzwahlen 2016 von der SP erobert hatte. Die Sozialdemokraten
wollten den Sitz mit dem Kandidaten Christophe Gagnebin und dem Slogan «Schnegg
muss weg» zurückerobern. Schnegg betreibe eine «extreme Politik» und man wolle
seine «Abbaupolitik» verhindern, gaben die Parteien der SP und der Grünen Mitte
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Januar bei der Lancierung ihres Wahlkampfes bekannt. Links-Grün trat entsprechend
mit einem Viererticket an, um die 2016 an die Bürgerlichen verloren gegangene
Regierungsmehrheit zurückzuerobern. Neben dem bisherigen Christoph Ammann (BE,
sp) sollten mit den beiden Nationalrätinnen Evi Allemann (sp, BE) und Christine Häsler
(gp, BE) nicht nur die durch die Rücktritte von Barbara Egger-Jenzer (BE, sp) und
Bernhard Pulver (BE, gp) vakant gewordenen Sitze gehalten, sondern mit Gagnebin eben
auch der Jurasitz erobert werden. Der alt-Grossrat, Berufsschullehrer und
Gemeinderat aus Tramelan bekam allerdings Konkurrenz von Maurane Riesen (psa, BE),
ihres Zeichens Mitglied im Bernjurassischen Rat (CJB). Die projurassische Parti
Socialiste Autonome (PSA) würde Gagnebin wohl entscheidende Stimmen aus dem
linken Lager kosten, wurde in den Medien vermutet. Allerdings würden eher
projurassische linke Wählerinnen und Wähler dem berntreuen Gagnebin ihre Stimme
wohl sowieso verwehren, wurde gemutmasst. Riesen selber, die von der SP nicht
empfohlen wurde, gab zu Protokoll, dass sie nicht gegen Gangebin, sondern gegen
Schnegg antrete. 
Die Bürgerlichen schickten drei Bisherige ins Rennen: Neben Pierre-Alain Schnegg (BE,
svp) kandidierten Beatrice Simon (bdp, BE) und Christoph Neuhaus (BE, svp) für ein
neuerliches Mandat in der Berner Exekutive. Philippe Müller (BE, fdp) sollte für die FDP
den frei werdenden Sitz von Hans-Jürg Käser (BE, fdp) und die bürgerliche Mehrheit
verteidigen helfen. 
Nicht weniger als 16 Personen traten für die sieben Sitze in den Regierungsrat an. Eher
geringe Chancen räumte man den beiden Grossräten Michael Köpfli (BE, glp) und Hans
Kipfer (BE, evp) ein. Für Parteien, die nicht im kantonalen Parlament vertreten waren,
traten die fünf «Piraten», «Exoten» und «Paradiesvögel», wie sie «der Bund»
bezeichnete, an: Jorgo Ananiadis und Alfred Blaser von der Piratenpartei, Yannic
Nuoffer von der Pnos, Stefan Theiler von der «Swiss Rebel Force (SRF)» sowie Bruno
Moser von der «Nichtwählerpartei». Ihre Chancen tendierten gemäss Presse gegen null.
Moser hatte zuvor schon bei mehreren Wahlen erfolglos kandidiert, sein Name war aber
mit dem durch ihn erzwungenen zweiten Wahlgang bei den Ständeratswahlen 2015
dennoch in die Berner Geschichte eingegangen, wurde doch deswegen das Berner
Wahlrecht durch die sogenannte «Lex Moser» ergänzt. Diese besagt, dass nur noch zu
einem zweiten Wahlgang antreten darf, wer mindestens 3 Prozent des absoluten Mehrs
an Stimmen erhalten hat.
Während die Linke sich ganz auf Schnegg einschoss – er habe Bern zum unsozialsten
Kanton der Schweiz gemacht, führe den Kanton wie ein Unternehmen und betreibe eine
unmenschliche Abbaupolitik, so die Hauptkritik –, betonten die Bürgerlichen, dass sie
das Heil des Kantons auch künftig in Sparmassnahmen und Steuersenkungen suchen
wollten. In der Folge verlief der Wahlkampf laut Medien vergleichsweise lau
beziehungsweise «wenig prickelnd» (Bund vom 24.3.2018), so dass etwa die Weigerung
von Christoph Ammann, ein Smartvoteprofil erstellen zu lassen, schon fast als
Höhepunkt der medialen Wahlberichterstattung bezeichnet werden muss. Er vertrete
als Regierungsmitglied eine kollegiale und nicht eine persönliche Linie, war die
Begründung des amtierenden SP-Regierungsrates. In den verschiedenen
Podiumsdiskussionen gab es kaum persönliche Angriffe und praktisch alle
Beobachterinnen und Beobachter der Wahlen gingen von einem überraschungsfreien
Wahlausgang aus – mit einer Wiederwahl aller Bisherigen, der Wahl von Allemann,
Häsler und Müller und ergo dem Status Quo, was die parteipolitische Zusammensetzung
betrifft. Es sei eine «grosse Rochade ohne Auswahl» titelte etwa die Luzerner Zeitung. 

Die Auguren sollten recht behalten. Bei einer sehr geringen Wahlbeteiligung von 29.5
Prozent trat ein, was allgemein vermutet worden war: Die Bestätigung der vier
Bisherigen und die Wahl der drei Neuen, mit denen auch die bisherige Sitzverteilung
erhalten blieb. Wie schon vor vier Jahren holte Beatrice Simon kantonsweit die meisten
Stimmen (126'207), gefolgt von Christoph Ammann (118'757 Stimmen) und Christoph
Neuhaus (110'792 Stimmen). Nicht der vierte Bisherige Pierre-Alain Schnegg, der mit
97'051 Stimmen lediglich das siebtbeste Resultat erzielen konnte, sondern die Neuen
Evi Allemann (99'902 Stimmen), Philippe Müller (98'931) und Christine Häsler (98'428)
folgten auf den Plätzen. Schnegg erzielte insbesondere in der Stadt und der
Agglomeration Bern ein eher schlechtes Resultat, was in den Medien als Ausdruck eines
Stadt-Land-Grabens interpretiert wurde. Dennoch vermochte Schnegg gegenüber dem
Herausforderer Christophe Gagnebin (75'785 Stimmen) einen komfortablen Vorsprung
herauszuarbeiten. Maurane Riesen (26'002 Stimmen), die im Wahlkreis «Jura Bernois»
fast gleich viele Stimmen (3'430) erhielt wie Gagnebin (3'684 Stimmen), konnte genauso
wenig in die Entscheidung eingreifen wie Michael Köpfli (51'051 Stimmen) oder Hans
Kipfer (33'847 Stimmen). Die Zeitung «Der Bund» rechnete in einer Modellrechnung, in
welcher sie die Stimmen von Gagnebin und Riesen summierte, aus, dass die Chancen
der Linken, den Jurasitz zu erobern, mit einer Einheitskandidatur von SP und PSA wohl
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intakt gewesen wären. Die restlichen fünf Kandidierenden erhielten alle weniger als
10'000 Stimmen. Der Angriff der Linken habe Schiffbruch erlitten, kommentierte die BZ
am Tag nach der Wahl. Die bürgerliche Mehrheit sei konsolidiert worden. 10

Kommunale Wahlen

Im November wählte die Stadt Bern ihren 80köpfigen Stadtrat und den 7köpfigen
Gemeinderat neu. Obwohl die Stadtregierung auch in den vergangenen vier Jahren
stark kritisiert worden war, bleibt das Kräfteverhältnis im Gemeinderat bestehen. Das
Bündnis Rot-Grün-Mitte (RGM) konnte seine absolute Mehrheit verteidigen. An die
bürgerliche Liste „Fit für Bern“ von FDP, SVP und CVP entfallen weiterhin drei
Gemeinderatssitze. Zum vierten Mal hintereinander wurde jedoch ein bisheriges
Mitglied des Gemeinderates nicht bestätigt. Diesmal traf es Schuldirektorin Claudia
Omar (ehemals ldu), die auf der Grünen Freien Liste kandidiert hatte. Das beste
Ergebnis erreichte der neu gewählte SP-Nationalrat Alexander Tschäppät gefolgt von
Finanzdirektorin Theres Frösch vom Grünen Bündnis. Stadtpräsident Klaus Baumgartner
(sp) kam an dritter Stelle gefolgt von der neu angetretenen Edith Olibet (sp), die damit
Claudia Omar (gp) verdrängte. Die SP hatte mit dem Aufruf, ihre Kandidatin Olibet auf
der Liste zu kumulieren, für böses Blut innerhalb des RGM-Bündnisses gesorgt. Nach
der Abwahl ihrer Gemeinderätin und dem Wegfall einer „ökologischen Stimme“ fühlte
sich die GFL im Bündnis nicht mehr zu Hause. Laut Parteipräsident Bernhard Pulver
wolle die Partei weiterhin eng mit ihren ehemaligen Verbündeten zusammenarbeiten. In
bestimmten Sachfragen wie der Finanzpolitik oder der Rolle des Staates beschreite man
aber in Zukunft einen eigenen Weg. Auf der bürgerlichen Liste waren die Bisherigen
Kurt Wasserfallen (fdp), Ursula Begert (svp) und Adrian Guggisberg (cvp) erfolgreich.
Keinen Erfolg hatten unter anderen der Freisinnige Adrian Haas und JSVP-Kandidat
Thomas Fuchs, der einen lauten Wahlkampf geführt hatte. Bei der Wahl des
Stadtpräsidenten obsiegte der 63jährige Baumgartner gegenüber seinem
Herausforderer, Polizeidirektor Wasserfallen. 

Bei den gleichzeitig durchgeführten Stadtratswahlen wurde die Mehrheit von dem seit
1992 bestehenden Bündnis RGM und dem erstmals geschaffenen Wahlbündnis
zwischen Bürgerlichen und Rechtsparteien hart umkämpft. Seit 1980 prägten die SP und
ihre Verbündeten die Politik im Stadtrat. Nur einmal seit 1980 hatten sich die
Bürgerlichen bisher die Mehrheit geholt. Nach den Avancen der SP in den
Grossratswahlen 1998 und in den Nationalratswahlen 1999 stand das bürgerliche
Vorhaben jedoch auf wackeligen Beinen. Das RGM-Bündnis holte sich schliesslich für
vier weitere Jahre die absolute Mehrheit, büsste aber mit zwei Sitzverlusten (neu 44
Sitze) an Stärke ein. Die SP selbst blieb bei ihren bisherigen 28 Sitzen stehen. Die GFL (5
Sitze) holte sich vom GB (6) zwar einen Sitz, verlor aber beide vom LdU während der
Legislatur geerbten Sitze. Mit je drei Sitzgewinnen konnten hingegen FDP (18 Mandate)
und SVP (11) aufwarten. Auch die CVP konnte einen Sitzgewinn (3) verbuchen. Die FP mit
bisher zwei Mandaten und die EDU mit bisher einem Mandat schieden aus dem Rat aus.
Die Vertretung der SD schliesslich reduzierte sich von drei auf zwei Sitze. Trotz der
Sitzgewinne von FDP und SVP zulasten der kleinen Rechtsparteien und der Grünen
bleibt der Parteien-Pluralismus im Berner Stadtrat mit elf Parteien weiterhin lebendig. 11
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Landesverteidigung

Bevölkerungsschutz

Anfang September fand die erste Konferenz des Sicherheitsverbunds Schweiz (SVS)
statt. An der vom Konsultations- und Koordinationsmechanismus Sicherheitsverbund
Schweiz (KKM SVS) organisierten Konferenz mit Politikern und Vertretern von Polizei,
Armee, Feuerwehr, Bevölkerungs- und Zivilschutz standen die Konzeption, Absicht und
Perspektiven der sicherheitspolitischen Zusammenarbeit im Verbund zur Diskussion.
Eine zentrale Erkenntnis war dabei, dass viele der künftigen Aufgaben im Bereich der
öffentlichen Sicherheit nur durch eine gesamtschweizerische Zusammenarbeit
bewältigt werden können. Unter der Wahrung des föderalistischen Charakters der
Schweiz mit tiefgreifender Autonomie der Kantone soll eine gleichberechtigte
Meinungsbildung zwischen Bund und Kantonen eingerichtet werden, so Hans-Jürg
Käser (BE, fdp), Präsident der kantonalen Justiz- und Polizeidirektorenkonferenz
(KKJPD). Mit regelmässigen Trainings soll in der Schweiz eine nationale Übungskultur
etabliert werden, um die Bewältigung komplexer Notlagen zu simulieren. Der KKM SVS
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wird als geeignetes Instrument betrachtet, um eine bessere Vernetzung der beteiligten
Akteure herbei zu führen. 12

Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung

Grundschulen

Die Zürcher Bildungsdirektorin Regine Aeppli, der Berner Erziehungsdirektor Bernhard
Pulver und der Solothurner Bildungsdirektor Klaus Fischer als Vorsitzender des
Regierungsausschusses im Bildungsraum Nordwestschweiz haben sich
zusammengeschlossen, um gemeinsam Massnahmen gegen den bevorstehenden Mangel
an Lehrpersonen zu ergreifen. Sie wollen eine verkürzte Ausbildung für Quereinsteiger
anbieten. Diese müssen mindestens 30 Jahre alt sein und Erfahrungen in bestimmten
Fächern oder im didaktischen Bereich mitbringen; eine akademische Ausbildung ist
nicht erforderlich. Zudem sollen sich Primarlehrkräfte mit verkürzten Studiengängen für
die Oberstufe nachqualifizieren können. Die Ausbildungen führen zunächst nur zu
kantonalen Diplomen. Die dem Bildungsraum Nordwestschweiz angehörenden Kantone
sollen aber die Abschlüsse gegenseitig anerkennen und darauf hinarbeiten, dass dies
auch die EDK tut. Die Studiengänge für Quereinsteiger stiessen auf grosses Interesse, in
Zürich und im Aargau, wo 2011 die ersten Studiengänge starten werden, gab es
zahlreiche Anmeldungen von Personen aus verschiedensten Branchen. In Zürich haben
76 Quereinsteiger das Aufnahmeverfahren erfolgreich bestanden und beginnen im März
2011 mit der Ausbildung, im Aargau werden die Kandidatinnen und Kandidaten im
Frühjahr 2011 definitiv ausgewählt. 13

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 03.07.2010
ANDREA MOSIMANN

Medien

Radio und Fernsehen

Einen Monat nach der Abstimmung über die No-Billag-Initiative gab die SRG in einer
Medienmitteilung bekannt, dass sie in Erwägung ziehe, das Berner Radiostudio nach
Zürich-Leutschenbach zu verlegen. Betroffen wären davon etwa 150 bis 170 Personen.
Eine örtliche Zusammenlegung von Radio-, TV- und Onlineinhalten würde klare
publizistische Gewinne mit sich bringen, erklärte die SRG, weshalb auch das Zürcher
Radiostudio von der Brunnhofstrasse nach Leutschenbach umziehen sollte. Die
Bundeshausredaktion sowie die «Regionalredaktion Bern, Freiburg, Wallis» sollten
hingegen in Bern verbleiben. Die freigewordenen Plätze des Radiostudios sollte die
Generaldirektion der SRG übernehmen und damit das teurere Gebäude im Ostring
verlassen können. Mit dieser Massnahme soll ein Teil der Einsparungen über CHF 100
Mio., welche die SRG nach der No-Billag-Abstimmung angekündigt hatte, erzielt
werden. Im Gegenzug werde aber auch ein Ausbau der regionalen
Korrespondentenstandorte angestrebt, erklärte die SRG. Man werde nun die
Machbarkeit und Wirtschaftlichkeit der Massnahme überprüfen, anschliessend werde
der Verwaltungsrat aufgrund dieser Resultate über den Umzug entscheiden. 
Entschieden war zu diesem Zeitpunkt gemäss SRG zwar noch nichts, dennoch regte sich
grosser Widerstand gegen die Ankündigung. Die Berner Stadtregierung erklärte in einer
Medienmitteilung, dass sie eine «transparente und ergebnisoffene
Standortüberprüfung und ein klares Bekenntnis zu Bern als SRG-Hauptsitz mit Inland-
und Bundeshausredaktion» erwarte. Eine «starke Verankerung der SRG in der
Hauptstadt» sei zentral. Die CVP Bern lancierte eine Onlinepetition gegen die
Standortverlagerung und übergab diese der SRG-Generaldirektion nur zwei Wochen
später mit 2‘000 Unterschriften. Sehr aktiv zeigte sich auch der 2010 gegründete Verein
«Hauptstadtregion Schweiz», dem die Kantone Bern, Neuenburg, Freiburg, Solothurn
und Wallis, verschiedene Städte, Gemeinden und Regionalorganisationen angehören. Er
kritisierte die Idee unter anderem in einem Brief an Medienministerin Leuthard und
SRG-Verwaltungsratspräsident Jean-Michel Cina scharf und erklärte, er würde sich
«mit aller Vehemenz» gegen den Umzug wehren. Kritische Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter der SRG schlossen sich in der Organisation «Pro Radiostudio Bern»
zusammen und taten ihren Unmut zum Beispiel durch einen Protestbrief an die SRG-
Führung kund. Sie fühlten sich vor den Kopf gestossen, weil sie – trotz ihres starken
Engagements gegen die No-Billag-Initiative – in dieser Frage nicht angehört würden.
Schliesslich meldete sich auch der Vorstand der «Regionalgesellschaft Bern – Freiburg
– Wallis» zu Wort und kritisierte den Entscheid der SRG. Ihr Präsident, Léander Jaggi,

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 19.09.2018
ANJA HEIDELBERGER
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erklärte sogar, man diskutiere mögliche Szenarien bei einem Umzug, unter anderem
auch den Austritt aus der SRG.
Ende August und somit kurz vor dem Entscheid des Verwaltungsrats fand auf dem
Bundesplatz eine Demonstration statt, an der sich Journalistinnen und Journalisten,
Gewerkschafterinnen und Gewerkschafter sowie Politikerinnen und Politiker
beteiligten. Schliesslich überwies das Berner Kantonsparlament Anfang September mit
140 zu 7 Stimmen eine Motion mit dem Titel «Radiostudio gehört nach Bern» an die
Kantonsregierung, gemäss der Letztere dem Radiostudio bestmögliche
Rahmenbedingungen bieten soll. Obwohl sich zudem immer häufiger Politikerinnen und
Politiker des nationalen Parlaments – unter anderem Adrian Amstutz (svp, BE), Kurt Fluri
(fdp, SO) und Christian Levrat (sp, FR) – gegen den Entscheid der SRG aussprachen, gab
es im nationalen Parlament vorerst keine Vorstösse zu diesem Thema. Bis diese erledigt
seien, habe der Verwaltungsrat der SRG wohl bereits entschieden, mutmassten die
Medien. 

Ihren Widerstand gegen den Umzug begründeten die verschiedenen Akteure unter
anderem damit, dass eine Konzentration der nationalen Medienhäuser in Zürich mit
dem Prinzip einer föderalistischen Schweiz in Widerspruch stehe. Die SRG lebe von
ihrer regionalen Struktur, erklärte etwa Nick Lüthi, Leiter der Medienwoche. Deshalb
dürfe sie ihre Standortwahl, im Unterschied zu den privaten Medienunternehmen, nicht
alleine aufgrund von betriebswirtschaftlichen Kriterien vornehmen. Man dürfe die
nationale Politik nicht nur noch aus Zürcher Sicht wahrnehmen, erklärte zum Beispiel
Priscilla Imboden von «Pro Radiostudio Bern». Bern sei das «Tor zur Schweiz für das
Wallis», betonte Christophe Darbellay (VS, cvp) und auch «Pro Radiostudio Bern»
erklärte die SRG-Vertretung in Bern aufgrund ihrer Funktion als Türöffner für die
Romandie für sehr wichtig. 
Insbesondere die SRG-Mitarbeitenden befürchteten darüber hinaus eine Vermischung
der bisher vollständig getrennten Radio-, Fernseh- und Online-Redaktionen. Die
Radiokultur mit Berichten, die in die Tiefe gingen, würde so aufgrund der ungleichen
Kräfteverhältnisse marginalisiert und das gesunde Konkurrenzverhältnis zwischen Radio
und Fernsehen würde verschwinden, war zu vernehmen. Insbesondere auch die von der
SRG geplante Zusammenarbeit in einem Newsroom sei ein «Schritt zur Konvergenz von
Radio und Fernsehen», erklärte etwa Tobias Gasser, Produzent bei Echo der Zeit, das
ebenfalls vom Umzug betroffen wäre. Die Mitarbeitenden fürchteten sich gemäss
Medien auch davor, dass nach diesem ersten Schritt ein Verschmelzen der
Chefredaktionen von Radio und Fernsehen folgen könnte. Umgekehrt argumentierte
etwa der Berner Regierungsrat Bernhard Pulver (BE, gp), dass eine Zentralisierung des
Radios, falls diese tatsächlich stattfinden müsse, auch in Bern statt in Zürich geschehen
könne. Diese Idee wurde kurze Zeit später durch den Vorschlag von Stadt und Kanton
Bern sowie dem Verein Hauptstadtregion Schweiz, ein Kompetenzzentrum für
Information inklusive Forschung und Entwicklung, Inlandberichterstattung, SRF News,
SRF Wirtschaft und Auslandkorrespondenten zu schaffen, bekräftigt.
Nicht gelten liessen die Kritikerinnen und Kritiker des Umzugs das Sparargument der
SRG: Das Sparpotenzial sei vergleichsweise tief; bei CHF 100 Mio., welche die SRG
sparen müsse, seien die CHF 3 bis 5 Mio., von denen im Laufe der Diskussionen die
Rede war, den Umzug nicht wert. Insbesondere zumal die Gegnerinnen und Gegner die
eigentlichen Einsparungen als noch tiefer einschätzten: Es sei nicht einfach,
Nachmieter für das bis 2032 gemietete Hochhaus im Ostring zu finden. Der Umzug
lohne sich erst recht nicht, wenn der Verlust an Know-how mitberücksichtigt werde. In
einem SRG-internen Dokument, auf das die Medien Bezug nahmen, hatte SRF-Direktor
Ruedi Matter anscheinend damit gerechnet, dass 20 bis 30 Prozent der Mitarbeitenden
den Umzug nicht mitmachen würden. Zu einem späteren Zeitpunkt erklärte Matter, die
Zahl von 30 Prozent sei deutlich zu hoch. Auf das Kostenargument verwies auch die
Stadt Bern, die der SRG anbot, ihr bei der Suche nach einer günstigeren, zentraleren
Immobilie für die SRG-Generaldirektion sowie bei der Suche nach Nachmietern zu
helfen. In der Tat schlug die Stadt Bern gemäss Medienberichten der SRG 18 mögliche
Immobilien zur Miete vor. 
Im Laufe der Zeit immer wichtiger wurde das Argument, wonach die Ablehnung der No-
Billag-Initiative insbesondere auf die breite Verankerung der SRG und auf deren
Hochhalten der Dezentralisierung zurückzuführen sei. Dieser Umzugsentscheid
widerspreche jedoch ihrer Argumentation im Abstimmungskampf und stosse somit
einerseits die damaligen Unterstützerinnen und Unterstützter vor den Kopf und führe
zudem zukünftig zu Problemen. Kurt Fluri etwa sprach von einem «Schlag ins Gesicht
der Unterstützter der SRG im Kampf gegen die No-Billag-Initiative». Zudem wurde der
Zeitpunkt der Bekanntgabe des Umzugs knapp einen Monat nach der Abstimmung
kritisiert: Hätte die SRG die Ankündigung bereits zuvor gemacht, wäre die Initiative
sicherlich nicht so deutlich abgelehnt worden, war der Tenor der Kritikerinnen und
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Kritiker. 

Die SRG konzentrierte sich vor allem auf eine Argumentationslinie: Sie spare «lieber bei
Mauern als bei Menschen», wurde Radio-Chefredaktorin Lis Borner, im Laufe der Zeit
aber auch zahlreiche weitere SRG-Funktionäre, nicht müde zu betonen. Wenn das
Radio in Bern bleibe, müsse auf andere Arten gespart werden, vermutlich auch durch
Stellenabbau, beteuerte Urs Leuthard. Zudem bleibe Bern ein zentraler Radio-
Produktionsstandort, Teile der Inlandredaktion sowie die Bundeshausredaktion
verblieben in Bern. Ein kleiner Teil der Zürcher Inlandredaktion komme zudem
zusätzlich nach Bern, ergänzte etwa die NZZ. Bern bleibe somit mit 550 Mitarbeitenden
– 150 davon Journalistinnen und Journallisten – der zweitgrösste SRG-Standort. Eine
lokale Verankerung bedeute nun aber nicht, dass die SRG überall gleich stark aufgestellt
sein müsse, erklärte Matter. Die Medienvielfalt solle zudem gemäss BAZ nicht mit einer
Vielfalt von Standorten gleichgestellt werden. Schliesslich beteuerten verschiedene
SRG-Funktionäre, dass man nicht vorhabe, Radio und Fernsehen zu fusionieren; unter
anderem blieben auch die Chefredaktionen getrennt. Unterstützung erhielt die SRG
unter anderem von Filippo Lombardi (cvp, TI), der den Protest der Umzugsgegnerinnen
und -gegner gegenüber den Medien als scheinheilig bezeichnete: Im Rahmen der No-
Billag-Abstimmung seien alle für Sparen gewesen, bei der ersten konkreten Massnahme
würden nun alle aufschreien. Er wies darauf hin, dass die SRG-Führung
unternehmerische Entscheide unabhängig fällen können müsse. Schliesslich würde ein
Abbruch des Umzugs gemäss NZZ ein «schlechtes Licht auf die Reformfähigkeit der
SRG» werfen. 

Ende September 2018 entschied sich der SRG-Verwaltungsrat nach zweitägiger
Beratung endgültig für den Umzug. Dieser soll Ende 2020 beginnen. Die betroffene
Belegschaft zeigte sich enttäuscht, die Gewerkschaft SSM sprach von fehlender
Sensibilität für regionale Vielfalt. Sie kündigte an, die Rechtmässigkeit des Entscheids zu
prüfen, da sie nicht angehört worden sei, obwohl dies im Gesamtarbeitsvertrag so
vorgesehen sei. Die Stadt und der Kanton Bern sowie der Verein Hauptstadtregion
Schweiz gaben eine gemeinsame Medienmitteilung heraus, in der sie sich über den
Entscheid enttäuscht zeigten. Kurz darauf wurde bekannt, dass SRG-Generaldirektor
Gilles Marchand im Mai 2018 in einem weiteren SRG-internen Dokument gesagt habe,
dass sich der Umzug betriebswirtschaftlich nicht lohne, aber ein Verzicht darauf nicht
in Frage komme, um solchen Protesten an anderen Standorten zukünftig nicht
Vorschub zu leisten. Ladina Heimgartner, stellvertretende Generaldirektorin der SRG,
habe zudem die öffentliche Diskussion als irrational bezeichnet. Dies empfanden
verschiedene nationale Parlamentarierinnen und Parlamentarier gemäss Medien als
Affront. Kurz darauf reichten vier Parteipräsidenten (Gerhard Pfister, cvp, ZG, Pa.Iv.
18.448; Regula Rytz, gp, BE, Pa.Iv. 18.450; Martin Landolt, bdp, GL, Pa.Iv. 18.451 und
Albert Rösti, svp, BE, Pa.Iv. 18.457) sowie ein Vizepräsident (Beat Jans; sp, BS; Pa.Iv.
18.456) im Nationalrat und Beat Vonlanthen (cvp, FR; Pa.Iv. 18.449) im Ständerat
gleichlautende parlamentarische Initiativen ein, welche die Festschreibung der SRG-
Produktionsstandorte im Gesetz und somit den schwerpunktmässigen Verbleib des
SRG-Radiostudios in Bern forderten. Beat Jans erklärte dazu: «Die SRG hat uns Politiker
angehört, unsere Standpunkte zur Kenntnis genommen und dann einfach ignoriert. Also
werden wir nun eben gesetzgeberisch aktiv.» Dieses Vorgehen zog sowohl Beifall als
auch Kritik nach sich: Wegen der Medienfreiheit müsse sich die Politik auf generelle
Vorgaben beschränken, erklärte etwa die NZZ. 
Trotz Entscheids des Verwaltungsrats war der Umzug somit noch nicht definitiv, die
Bemühungen um einen Verbleib des Radiostudios sowie die Diskussionen zu dieser
Frage werden folglich weitergehen; insbesondere auch deshalb, weil die SRG kurz vor
Bekanntgabe des Verwaltungsratsentscheids auch erklärte, dass sie in Betracht ziehe,
einen Teil der Fernsehproduktion von Genf nach Lausanne zu verlegen. 14
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Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Linke und ökologische Parteien

Im August kündigte Ruedi Baumann seinen Rücktritt als Parteipräsident auf Ende
Oktober an, weil er in Frankreich einen Bio-Landwirtschaftsbetrieb übernahm. Sein
Nationalratsmandat wollte er jedoch behalten. Im Vordergrund für seine Nachfolge
stand ein Mitglied der Fraktion. Weil die GP eine Ämterkumulation von Fraktionsvorsitz
und Parteipräsidium ablehnte, kam eine Kandidatur von Cécile Bühlmann (LU) nicht in
Frage. Als Favoriten galten die Mitglieder des Nationalrats Ruth Genner (ZH) und Patrice
Mugny (GE). Kurzfristig war nicht klar, ob auch der Berner Grossrat und ehemalige
Parteisekretär Bernhard Pulver sich bewerben und die Partei zu einem
Richtungsentscheid zwingen würde, da er als liberaler gilt als die beiden Favoriten. An
der Delegiertenversammlung vom Oktober wählten die Grünen auf Antrag der
Parteileitung ein Kopräsidium mit Patrice Mugny und Ruth Genner; damit wurden sie
der Tatsache gerecht, dass die Partei in letzter Zeit in der Romandie hatte Erfolge
verbuchen können. Mugny, früherer Chefredaktor beim linkskatholischen Le Courrier,
ist politischer Sekretär der Genfer Grünen und Westschweizer Koordinator der Alpen-
Initiative. Er hat den Ruf, Themen rasch zu erkennen und zu analysieren und
Provokation auch gezielt einzusetzen. In jüngster Zeit setzte er sich vor allem für die
Antiglobalisierung und die „Sans-papiers“ ein. Genner, als Lebensmittel-Ingenieurin
tätig, war zehn Jahre Zürcher Kantonsrätin und präsidierte die VCS-Sektion. Sie gilt als
stille Schafferin mit viel Sachkompetenz. 15

PARTEICHRONIK
DATUM: 29.10.2001
MAGDALENA BERNATH

In den kantonalen Parlamentswahlen mussten die Grünen lediglich in Glarus zwei Sitze
abgeben. In Bern vergrösserten sie ihre Fraktion im verkleinerten Parlament um vier, in
Freiburg um zwei Abgeordnete. Im Jura machten sie zwei Sitze und zogen damit zum
ersten Mal ins Parlament ein. Die kontinuierliche Stärke des 2005 der GP beigetretenen
Demokratischen Nidwalden (7 Sitze) trug ebenfalls zum Erfolg grüner
Parlamentsvertretungen in den Kantonen bei. Insgesamt konnten sich die Grünen um 6
Sitze verstärken. Wie im Vorjahr konnten die Grünen ihre Präsenz in den kantonalen
Regierungen vermehren. In Bern, wo die GP bereits 1986-1990 in der Regierung
vertreten war, gelang Bernhard Pulver der Einzug in den Regierungsrat. In Zug gewann
die grüne Alternative Liste (sie hat im Berichtsjahr bei der GP ein Beitrittsgesuch
eingereicht) auf Kosten der SP einen zweiten Sitz in der Exekutive, und das
Demokratische Nidwalden vermochte seinen Sitz in der Regierung zu verteidigen.

WAHLEN
DATUM: 31.12.2006
STEPHAN SCHOENHOLTZ

An der Delegiertenversammlung in Basel Anfang Mai stellten sich die Delegierten hinter
die Lancierung der Volksinitiative „Für ein gesundes Klima“, welche die Grünen
gemeinsam mit der SP und verschiedenen Umweltverbänden planten. Die Initiative
verlangt eine Reduktion des CO2-Ausstosses der Schweiz um 30% gegenüber 1990 bis
2020. Die Delegierten fassten zudem die Nein-Parole zur 5. IV-Revision. Im Vorfeld der
Versammlung hatte der Berner Regierungsrat Bernhard Pulver eine liberalere, weniger
linke Positionierung der Grünen Partei gefordert. Zu einer grossen Richtungsdebatte
kam es aber nicht. Die Parteileitung betonte, die Grünen böten Platz für verschiedene
Strömungen und konnte damit die Reihen schliessen. 16

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 07.05.2009
SABINE HOHL

Bei den kantonalen Wahlen gehörte die Grüne Partei mehrheitlich zu den
Verliererinnen. Ihr Regierungsmandat in Bern konnte sie deutlich verteidigen. Bernhard
Pulver erzielte das beste Resultat aller Berner Regierungsräte. Ihren Regierungssitz in
Nidwalden und in Zug verloren sie aber jeweils an die SVP. Keinen Erfolg hatten die
Grünen zudem bei den Regierungsratswahlen im Kanton Jura. In den Kantonen
Obwalden, Glarus, Appenzell Innerrhoden und Graubünden traten die Grünen nicht an.
Bei den Parlamentswahlen, die in sieben Kantonen durchgeführt (BE, GL, GR, JU, NW,
OW und ZG) wurden, verloren die Grünen per Saldo sechs Sitze. In drei Kantonen
mussten Sitzverluste in Kauf genommen werden, nämlich in Zug (-4 Sitze, 8 Mandate,
Wähleranteil 6.5%), in Bern (-3 Sitze, 16 Mandate, Wähleranteil 10%) und in Nidwalden (-
2 Sitze, 5 Mandate, 12%). In Graubünden und Obwalden traten die Grünen nicht an.
Leichte Gewinne konnten sie in den Kantonen Jura (+ 2 Sitze, 4 Mandate, 8.3%) und
Glarus (+1 Sitz, 7 Mandate, 12%) verbuchen.

WAHLEN
DATUM: 31.12.2010
MARC BÜHLMANN
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Nachdem Sie Ende Mai eine positive Bilanz der ablaufenden Legislatur gezogen hatten,
wo sie gezeigt hätten, dass ihre Positionen in der Umweltpolitik mehrheitsfähig und
dass sie zu einer ernstzunehmenden Kraft geworden seien, kündeten die Grünen ihre
Ambitionen für einen eigenen Bundesratssitz an, der allerdings nur auf Kosten der SVP
oder der FDP gehen dürfe. Eine atomkritische Regierung mit grüner Beteiligung liege im
Bereich des Möglichen. Mit der Präsentation möglicher valabler
Bundesratskandidatinnen und -kandidaten (Morin, BS; Hochuli, AG; Genner, ZH; Pulver,
BE; Uster, ZG oder Cramer, GE) unterstrich die GP Anfang August ihre Ambitionen und
erhielt damit ein grosses Medienecho. Nach der Niederlage bei den eidgenössischen
Wahlen blies die GP ihren geplanten Angriff auf den Bundesrat allerdings wieder ab und
half in der Folge mit, den Status quo in der Exekutive zu wahren. Die GP bestätigte BDP-
Bundesrätin Widmer-Schlumpf, obwohl die BDP eigentlich weniger stark ist als die
Grünen. Ein grüner Bundesrat bleibe ein langfristiges Ziel der Partei, gab
Fraktionspräsident Antonio Hodgers (GE) zu Protokoll. 17

ANDERES
DATUM: 16.12.2011
MARC BÜHLMANN

Die GP konnte bei den Gesamterneuerungswahlen für die kantonalen Exekutiven zwei
ihrer gesamtschweizerisch neun Exekutivsitze erfolgreich verteidigen. Bernhard Pulver
in Bern und Manuela Weichelt in Zug konnten ihre Wiederwahl feiern. Der Angriff der
Grünen im Kanton Nidwalden, wo sie als Demokratisches Nidwalden zwischen 1998 und
2010 an der Regierung beteiligt gewesen waren, misslang hingegen. Mit total neun
Sitzen in den kantonalen Exekutiven bleibt die GP Juniorpartnerin.

WAHLEN
DATUM: 31.12.2014
MARC BÜHLMANN

1) BBl, 2018, S. 1881 ff.; BBl, 2018, S. 1923 ff.; BBl, 2018, S. 1933 f.; AZ, BaZ, Blick, LZ, Lib, NZZ, SGT, TA, 3.3.18
2) Empfehlung: Presse vom 5.12; SVP: Presse vom 2.12.11; BDP und CVP: Presse vom 6.12.11.; NZZ, 16.7.11; 4.10.11; Maillard:
Presse vom 27.10.11; Berset: Presse vom 5.10.11; Rossini: Presse vom 4.10.11; Carobbio: Presse vom 28.10.11; Ticket: Presse
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17.10.19; AZ, 19.10.19; SoZ, 20.10.19; Blick, NZZ, 21.10.19; CdT, NZZ, TA, 22.10.19; LT, WoZ, 24.10.19; AZ, 25.10.19; Blick, LT,
26.10.19; So-Bli, SoZ, 27.10.19; AZ, 29.10., 2.11.19; SoZ, 3.11.19; LT, NZZ, 4.11.19; AZ, 6.11.19; TA, 11.11.19; Blick, WW, 14.11.19; NZZ,
15.11.19; NZZ, TA, 16.11.19; So-Bli, SoZ, 17.11.19; LT, 19.11.19; NZZ, 20.11.19; AZ, CdT, LT, NZZ, TG, 22.11.19; AZ, LT, NZZ, 23.11.19; So-
Bli, SoZ, 24.11.19; AZ, NZZ, 25.11.19; CdT, TA, WW, 28.11.19; Blick, CdT, 29.11.19; SoZ, 1.12.19; TG, 2.12.19; AZ, NZZ, 4.12.19; LT,
6.12.19; AZ, 7.12.19; Blick, NZZ, TA, 11.12.19; AZ, CdT, LT, Lib, NZZ, TA, 12.12.19; Blick, NZZ, 13.12.19; AZ, 14.12.19; WW, 19.12.19
4) Bund, Exp, LT, 28.10.16; Bund, 12.11., 15.11.16; Exp, LT, 7.12.16; Bund, 4.3.17; SZ, 21.3., 7.4.17; BZ, 10.4.17; BaZ, 27.4.17
5) QJ, 26.10., 8.11.17; Exp, QJ, 11.11.17
6) BZ, 22.9.-8.12.01, 12.1.02 und 9.3.-9.4.02; Bund, 8.8. -7.12.01 und 28.2.-13.4.02; 24h, 6.3.02; QJ, 18.3. und 28.3.02; LT,
30.3., 5.4. und 8.4.02; Presse vom 15.4.02; BZ, 16.4.02. 
7) Bund, 11.1.–8.4.06; BZ, 13.1.–8.4.06; QJ, 7.2. und 11.2.06; LT, 27.3. und 28.3.06; NZZ, 29.3.06; Presse vom 10.4.06; Bund,
11.4. und 26.4.06; TA, 10.4.06.
8) Bund, 8.1., 26.1., 11.2. und 9.3.10; Presse vom 27.1. bis 27.3.10.; Bund, 29.3.10; NZZ, 29.3.10; Presse vom 29.3.10.
9) SGT, 15.4.13; BZ, Bund, 17.5.13; BZ, Bund, 14.8.13; BZ, Bund, 6.11.13; BZ, 6.12.13; Bund, 17.1.14; BZ, 28.1.14; NZZ, 29.1.14; BZ,
11.2.14; Bund, 12.2.14; BZ, WW, 13.2.14; Bund, 14.2.14; BZ, 15.2., 21.2., 22.2., 25.2.14; Bund, 26.2.14; BZ, WW, 27.2.14; BZ, Bund,
28.2.14; BZ, 4.3.14; Bund, 5.3., 7.3., 14.3., 21.3., 22.3.14; SO, 23.3.14; BZ, 24.3.14; TA, 28.3., 29.3.14; BZ, Bund, 31.3.14; BZ,
1.4.14; Bund, 2.4.14
10) BZ, Bund, SZ, 9.1.18; Bund, 10.1.18; BZ, Bund, 23.1.18; SZ, 24.1.18; NZZ, 1.2.18; Bund, 9.2., 15.2., 16.2., 17.2., 19.2.18; BZ,
22.2.18; Bund, 23.2., 27.2., 1.3.18; BZ, Bund, 2.3.18; Bund, 6.3.18; BZ, Bund, 7.3.18; BZ, 8.3., 9.3., 10.3., 12.3., 13.3., 14.3., 15.3.,
16.3., 17.3.18; AZ, LZ, 21.3.18; Bund, 24.3.18; BZ, Bund, 26.3.18; Bund, 27.3., 28.3.18
11) Bund und BZ, 11.1.-25.11.00. Zur Geschichte des RGM-Bündnisses: Bund, 6.12.00; Presse vom 27.11. und 28.11.00
12) Medienmitteilung VBS vom 3.9.13.
13) NZZ, 1.10. und 1.12.10; AZ, 4.10.10; BaZ, 20.11.10.; Presse vom 03.07.10.
14) Medienmitteilung SRG vom 4.4.18; BZ, Bund, NZZ, TA, 5.4.18; BZ, 6.4.18; So-Bli, 8.4.18; Bund, 9.4., 17.4., 18.4., 20.4.18; BZ,
24.4.18; BZ, TA, 25.4.18; BZ, 28.4.18; TA, 22.5.18; NZZ, 26.5.18; Lib, 28.5.18; BZ, Bund, LT, SZ, TA, 29.5.18; TA, 30.5.18; BZ,
31.5.18; NZZ, 16.6.18; LT, 29.6.18; TA, 14.7.18; BaZ, 20.7.18; WoZ, 9.8.18; TA, 25.8.18; SoZ, 26.8.18; Bund, 29.8.18; WoZ, 30.8.18;
AZ, BaZ, SGT, TA, 31.8.18; SoZ, 2.9.18; SZ, 5.9.18; WoZ, 6.9.18; SGT, TA, 10.9.18; AZ, 14.9.18; So-Bli, 16.9.18; BaZ, NZZ, 19.9.18; AZ,
BZ, BaZ, Blick, Bund, NZZ, TA, 20.9.18; BZ, LT, TA, 21.9.18; NZZ, TA, 22.9.18; So-Bli, 23.9.18; BZ, Bund, 24.9.18; WoZ, 27.9.18;
BaZ, TA, 28.9.18; NZZ, 29.9.18; Lib, 4.10.18; Bund, TG, 28.11.18
15) TA, 23.2.01; SoZ, 26.8.01; Presse vom 27.8.01; TA, 28.8.01; NZZ, 6.9.01; TA, 7.9.01; Bund und BZ, 11.9.01; BZ, 18.9.01. Pulver:
SoZ, 23.9.01; NZZ, 27.9.01; LT und 24h, 28.9.01; LT und TA, 29.9.01. Wahl: SGT, 26.10.01; Presse vom 27.10. und 29.10.01.
16) NZZ, 28.2.07; Bund, 5.5.07; BaZ und Bund, 7.5.07.
17) Presse vom 1.7., 8.8., 13.9. und 24.10.11; NZZ, 16.12.11.
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